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Deutſchland. 

0. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 
16. Sitzung vom 8. März. 

12 Uhr. Am Tiſche des Bundesratbes: Fürſt Bismarck, Hofmann, von 
Pfretzſchner, v. Mittnacht, v. Noſtiz⸗Wallwitz u. A. 

Eingegangen iſt ein Geſetzentwurf, betr. den Feingehalt von Gold⸗ und 
Silberwaaren. ss l 

Das Haus tritt in die zweite Beratbung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Stellvertretung des Reichskanzlers ein und zwar 
har die 8$ 1 und 2 deſſelben in der Discuſſion zuſammengefaßt. Sie 
auten: 1 

F 1. Die zur Giltigkeit der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers 
erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die ſonſtigen dem⸗ 
ſelben durch die Verfaſſung und die Geſetze des Reiches übertragenen Ob⸗ 
liegenheiten können nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen durch Stell: 
vertreter wahrgenommen werden, welche der Kaiſer auf Antrag des Reichs⸗ 
kanzlers in Fällen der Behinderung deſſelben ernennt. 

.Es kann ein Stellvertreter allgemein für den geſammten Umfang 
der Geſchäfte und Obliegenheiten des Reichskanzlers ernannt werden. Auch 
können für diejenigen einzelnen Amtszweige, welche ſich in der eigenen und 
unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden, die Vorſtände der dem 
Reichskanzler untergeordneten oberſten Reichsbehörden mit der Stellbertretung 
deſſelben im ganzen Umfang oder in einzelnen Theilen ihres Geſchäftskreiſes 
beauftragt werden. c N 

Zu dieſen beiden Paragraphen liegen folgende Amendements vor: 

1) Vom Abg. Beſeler: 2 

$1. Die zur Giltigkeit der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers 
erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die Geſammtheit der 
ſonſtigen demſelben durch die Verfaſſung und die Geſetze des Reiches über: 
tragenen Obliegenbeiten und Geſchäfte können durch einen Stellvertreter 
wahrgenommen werden, welchen der Kaiſer auf Antrag des Reichskanzlers 
für den Fall der Behinderung deſſelben ernennt. g 5 

§ 2. Fur diejenigen einzelnen Amtszweige, welche ſich in der eigenen 
und unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden, können die Vorſtände 
der dem Reichskanzler untergeordneten oberſten Reichsbehörden mit der 
Stellvertretung deſſelben im ganzen Umfange oder in einzelnen Theilen 
ihres Geſchäftskreiſes, einſchließlich der Gegenzeichnung 4 — werden. 
Der Kaiſer ordnet die Stellvertretung an und ernennt die Stellvertreter 
auf Antrag des ce e 


2) Von den Abgg. v. Frankenſtein und Windthorſt: 0 
8 1. Die zur Giltigkeft der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers 
erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die Geſammtheit der 
ſonſtigen demſelben durch die Verfaſſung und die Geſetze des Reichs über⸗ 
tragenen Obliegenheiten und Geſchäfte werden im Falle einer Behinderung 
des Reichskanzlers von einem Stellvertreter wahrgenommen, welchen der 
Kaiſer für einen ſolchen Fall ernennt. 

2. Der Beginn der Stellvertretung und die beim Wegfall der Be⸗ 
binderung des Reichskanzlers eintretende Beendigung derſelben wird durch 
kaiſerliche Anordnung feſtgeſtellt. Ä 

3) Vom Abg. Hänel dem § 2 der Verlage als dritten Satz reſp. dem 
§ 2 in der Faſſung Beſeler's als zweites Alinea hinzuzufügen: „Die Feſt⸗ 
ſtellung derjenigen oberſten Reichsbehörden, deren Vorſtände auf Grund der 
letztern Ermächtigung mit der Stellvertretung zu beauftragen find, erfolgt 
durch Geſetz oder durch Beſtimmung des Reichshaushalts⸗Etats.“ 

4) Vom Abg. Schneegans dem $ 2 der Vorlage folgenden Zuſatz 
hinzuzufügen: „Der Stellvertreter des Reichskanzlers für Elſaß⸗Lothringen 
bat ſeinen Amtsſitz in Straßburg.“ , i ! 

Abg. Beſeler: Der Ausgangspunkt dieſer Vorlage liegt in den Ver⸗ 
handlungen vom 13. April v. J., in den damals ausgeſprochenen Wün⸗ 
ſchen, betreffend die veränderte Organiſation der Reichsämter und die 
Schaffung eines Reichsfinanzamtes. Dieſe Wünſche ſchienen ihrer Erfüllung 
nabe, als die jetzige Vorlage angekündigt wurde. Die Regierungen haben 
die Stellvertretungsfrage als eine einheitliche behandelt und die Geſammt⸗ 
vertretung zugleich mit der Sondervertretung des Reichskanzlers in § 1 der 
Vorlage, principiell geordnet; fie haben dann im § 2 die Sondervertretung 
quantitativ und qualitativ beſchränkt. Beide Arten der Stellvertretung ſind 
facultativ und keine organiſche Inſtitution. Das beſcheidene Maß von Zu⸗ 
geſtändniſſen, welche in dieſer Vorlage gemacht werden, wird man weſent⸗ 
lich nicht überſchreiten dürfen. Doch entſpricht die Dispoſition des Geſetzes 
nicht feinem Zweck. Ich muß bei dieſem Anlaß die Frankfurter Reichs⸗ 
verfaſſung gegen Herrn von Helldorf in Schutz nehmen. Hätten wir da⸗ 
mals einen König Wilhelm und ein Königgrätz hinter uns gehabt, dann 
hätten auch wir damals etwas Dauerhaftes zu Stande gebracht. Ein Ver⸗ 
er ee muß auch formell möglichſt gut gemacht werden. Die end» 
loſen Streitſragen und Zweifel im Bereich der deutſchen Reichsverfaſſung 
reſultiren meiſtens aus ihrer mangelhaften Redaction, welche freilich mit 
der Lage der Dinge bei ihrer Abfaſſung entſchuldigt werden kann. An 
demſelben Fehler leidet dieſe Vorlage. Mein Haupleinwurf gegen fie be 
ſteht darin, daß ſie die Geſammt⸗ und die Sondervertretung des Reichs⸗ 
kanzlers ganz gleichartig behandelt und abgeſehen von dem Umfange des 
Auftrages unter dieſelben leitenden Geſichtspunkte ſtellt. Die Geſammt⸗ 
vertretung kann nur eine einbeitliche fein und ſoll nur im Behinderungs⸗ 
falle des Reichskanzlers eintreten, dagegen kann die Sondervertretung in 
0 verſchiedener Art durchgeführt werden; fie kann ſich auf ganze Ge: 
chäftszweige oder auf einzelne Theile derſelben erſtrecken und ihren wirk⸗ 
lichen Zweck nur dann erreichen, wenn ſie nicht an die einzelnen Behinde⸗ 
rungsfälle des Reichskanzlers gebunden iſt, ſondern neben der Geſchäfts⸗ 
führung des Reichskanzlers dauernd wirkſam ſein kann. 

Der Reichskanzler glaubt, daß er ſich ſchon jetzt nach Art. 15 der Ver⸗ 
aſſung er dem Wege der ſchriſtlichen Vollmacht von einem Mitgliede des 

undesraths vertreten laſſen könne; unzweifelhaft iſt es aber nicht bei der 
Contraſignatur der Fall, welche unabhängig vom Art. 15 im Art. 17 ſelbſt⸗ 
ſtändig geordnet iſt. Ich habe mit meiner Faſſung des § 1 bezwecken wol⸗ 
len, daß ein Geſammtſtellvertreter voraus beſtellt wird „für den Fall der 
Behinderung“, der alſo in dieſem Falle jedesmal ſofort eintritt, während 
nach ver Faſſung der Regierungsvorlage meiner Meinung nach für jeden 
einzelnen Fall der Behinderung jedesmal ein Geſammtſtellvertreter ernannt 
werden muß. Der Reichskanzler hat ſich allerdings poſitiv gegen einen 
ſolchen „eiſernen“ Stellvertreter erklärt. Er erklärte aber gleichzeitig, da 
die Geſammtvertretung des Reichskanzlers nur wahrgenommen werden könne 
durch den Stellvertreter des preußiſchen Miniſterpräſidenten. Der Viceprä⸗ 
ſident des preußiſchen Staatsminiſteriums iſt aber ein ſolcher „eiſerner“ 
Stellvertreter, derſelbe wird alſo auch im Reiche unumgänglich nöthig fein. 
Es ſind das allerdings außerordentliche Einrichtungen. Im § 2 würde ich 
gern über die Linie, welche in der Regierungsvorlage für die Sondervertre⸗ 
tung gezogen iſt, hinausgehen. Aber die Erklärungen der Vertreter für 
Baiern und Würtemberg haben mich davon zurückgehalten. Es iſt aber 
wobl aus den Motiven wie aus den Erklärungen des Reichskanzlers in 
erſter Leſung klar geworden, daß man die Sondervertretung nicht blos für 
die Fälle der Verhinderung des Reichskanzlers, ſondern dauernd eintreten 
laſſen will. Der Reichskanzler hat als Analogie die Reichskriegsverwaltung 
angeführt und daraus weitere Conſequenzen gezogen für die mögliche Ein: 
richtung eines Reichsfinauzamts. Es iſt mir nicht klar geworden, ob der 
Reichsſchatzſecretär, von dem er ſprach, als ſelbſiſtandiger und verantwort⸗ 
licher Beamter angeſeben werden ſoll oder nicht. 

Sollen alſo die Sondervertretungen neben der Geſchäſtsführung des 
Reichskanzlers beſtehen, dann iſt das Geſetz nicht correct gefaßt. Allerdings 
wäre mit der Erklärung des Reichskanzlers, er ſei persönlich verhindert, 
ſofort eine dauernde Vertretung für einen einzelnen Verwaltungszweig 
möglich gemacht. Erſtens darf man aber dem Reichskanzler nicht eine jo 
zweibeutige Handlung zumuthen, und zweitens ſoll jedes Geſetz vor Allem 
wahrbaft ſein. Es iſt immer ein Unheil für ein Staatsweſen, wenn man 
ſchlechte Geſetze verbeſſern will auf dem Wege der authentiſchen Interpre⸗ 
tation, und man ſoll dem nach Möglichkeit vorbeugen. Nun glaubt man 
aber, ich gefährde durch meine Anträge das Zustandekommen des Geſetzes, 


in der 


Neunundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


welches nur eine Entlaſtung des Kanzlers bezweckte. Wenn durch Annahme 
meiner Anträge das Geſetz gefährdet würde, dann würde ich es ſehr be⸗ 
dauern, und ich habe mir einen ſolchen Erfolg derſelben nicht vorgeſtellt. 
Aber befinden wir uns denn jetzt in einer Nothlage? Wenn Sie meine 
Anträge begründet finden, dann koͤnnen Sie fie in der zweiten Leſung ſicher 
noch annehmen und es dem Bundesrath anheimgeben, ob hier wirklich Ge: 
fahren für die Politik der Bundesregierungen ſich offenbaren. Dann könnte 
ja, wenn Widerſpruch erhoben wird, bei der dritten Leſung immer noch eine 
Abänderung eintreten. Ich hoffe, daß der Bundesrath kein ſtarres non 
possumns unferen Beſchlüſſen entgegenſetzen wird; dies würde wenigſtens 
in den politiſchen Kreiſen der Nation nicht günftig aufgenommen werden. 
Bei der Beftellung eines Geſammtpertreters glaube ich, daß die kaiſerliche 
Ernennung Uran weil die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Reichskanzler 
und ſeinem Geſammtvertreter mehr ein Internum der Reichsregierung iſt. 

Dagegen wird bei Einſetzung einer Sondervertretung an eine Organi⸗ 
ſation gedacht werden, die ſich freilich nicht hinſtellt als eine Einführung 
verantwortlicher Reichsminiſterien, die aber doch ſo beſchaffen iſt, daß hierauf 
die Anordnung der Stellvertretung und nicht blos die Ernennung der Stell: 
vertreter als durch den Kaiſer erfolgend anzuſehen iſt, natürlich auf Vor⸗ 
ſchlag des Reichskanzlers. Aber überſchreiten denn dieſe Aenderungen dieſe 
Linie, welche die Bundesregierungen ſich gezogen baben? Hier iſt von 
eigentlichen Reichsminiſterien nichts zu befürchten; hier handelt es ſich nicht 
um eine Erweiterung der Rechte des Reichskanzlers. Allerdings finde ich, 
wenn ich mich auf den Standpunkt des Bundesraths ſtelle, die Beſorgniß 
erklärlich, daß ein verantwortliches Miniſterium, welches in ſteter Berührung 
mit der Volksvertretung ſich befindet, jeder anderen politiſchen Corporation 
gefährlich werden kann. Dieſe Vorlage wird die Reichsämter wirkungsvoller 
und elaſtiſcher machen, odwohl für weitere Schritte gewiſſe Garantien nicht 
mit Unrecht gefordert werden, wie ſie der Abg. Windtborſt zur Auswahl 
bingeſtellt hat. Für die weitere Entwickelung der Reichsverwaltung wird 
man wohl den Einzelſtaaten Conceſſionen machen müſſen und die zu einer 
ſolchen Verfaſſungsänderung nötbige Zweidrittelsmajorität wird ſich wohl 
im Reichstage finden laſſen. Allerdings der von Windthorſt geforderten 
Garantie, daß zu einer Verfaſſungsänderung alle Einzelſtaaten zuftimmen 
müſſen und daß dieſelbe durch ein einziges diſſentirendes Votum verhindert 
werde, darf der Reichstag ſeine Zuſtimmung nicht geben. Eine edle Nation 
läßt ſich nicht Mnſtlich aus formaliſtiſchen Gründen zu einer Stagnation 
ihrer Verfaſſungseinrichtungen verurtheilen (Sehr wahr!), alſo Maß in den 
Garantien! In dieſem Sinne babe ich meinen Antrag geſtellt und bitte 
Sie, denſelben anzunehmen. (Beifall.) 

Abg. Frhr. v. Frankenſtein: Unſer Antrag acceptirt die allgemeine 
Stellvertretung des Reichskanzlers, weil dieſelbe nothwendig und verfaſſungs⸗ 
mäßig zuläſſig iſt; er verneint dagegen die Stellvertretung in den einzelnen 
Verwaltungszweigen durch die Vorſtände der oberſten Reichsbehörden, weil 
dies den Anfang einer weſentlichen Aenderung der Reichsperfaſſung invol⸗ 
virt. Im Laufe der Zeit haben ſich aus dem Schoße des Reichskanzleramis 
verſchiedene Reichsämter herausgebildet, die Anfangs klein waren, aber mit 
der Zeit immer größer werden; daß man die Vorſteher dieſer Aemter jetzt 
ebentuell mit Verantwortlichkeit ausſtatten will, beweiſt klar, daß man be⸗ 
ſtrebt iſt, aus denſelben Reichsminiſterien zu bilden. Damit wäre aber die 
Grundlage des Bundesraths erſchüttert und der Anſtoß zu einer grundſätz⸗ 
lichen Aenderung der Verfaſſung gegeben. Das beweiſt die Thatsache, daß 
die neuliche Erklärung des baieriſchen Bundes bevollmächtigten: Baiern er: 
blicke in der Schaffung von Reichsminiſterien eine Verletzung der Rechte des 
Bundesraths, auf der linken Seite des Hauſes nicht mit Beifall aufgenom⸗ 
men wurde. (Sehr richtig! links.) Wenn dann der Reichskanzler wiederholt 
erklärt hat, daß der preußiſche Finanzminiſter zugleich Reichsfinanzminiſter 
werden ſolle, jo muß ich! Befürchtung ausſprechen, daß diesfalls die 
urn Nice Finanzen mehr and beſſer im Auge behalten werden, als die 

13 eiches. 
mehren der Reichscompetenzen Einhalt gethan wird, und ie boffe, daß ver 
baieriſche Bundesbevollmähtigte gegen die Vertretung des Reichskanzlers in 
den einzelnen Verwaltungszweigen mit voller Verantwortlichleit ſtimmen 
wird, falls die Vorlage nochmals der Beſchlußfaſſung des Bundes raths 
unterbreitet werden ſollte. 0 

Abg. v. Grävenitz: Der Geſetzentwurf ſtützt ſich auf die Gewalt der 
Thatſachen und auf die durch Erweiterung des Geſchäſtsumfanges einge: 
tretene Nothwendigkeit der Stellvertretung. Die Faſſung des Geſetzes beruht 
auf einem Compromiß und iſt im Bundesrath, gegenüber der urſprünglichen 
Vorlage, zu größerer Beſtimmtheit im Einzelnen ausgearbeitet worden. Un» 
zweifelhaft liegt die Stellvertretung im Geiſt und Sinn der Verxfaſſung; 
bätte man bei Berathung der letzteren die Stellvertretungsfrage berathen, jo 
wäre damals kein Widerſpruch dagegen aufgetaucht. Man kann ſogar jagen, 
daß die Stellvertretung ſchon im Artikel 15 der Verfaſſung liegt. Jetzt, 
nachdem die Zuläſſigkeit det Vertretung in einzelnen Gebieten, namentlich 
der Contraſignatur, angezweifelt worden iſt, ſind wir auf die Regelung der 
Angelegenheit durch das Geſetz angewieſen. Dieſes Geſetz bewegt ſich durch⸗ 
aus auf einem kleinen Theile des Gebietes, welches bereits verfaſſungs⸗ 
mäßig dem Kaiſer zuſteht. Es bedarf aber nicht einer geſetzlichen Bezeich⸗ 
nung derjenigen Aemter, bei denen die Stellvertretung ſtatthaben ſoll; wir, 
die Conſervativen, theilen in dieſer Beziehung nicht den Standpunkt Hänels. 
Es handelt ſich hier nicht um eine Organiſation, die ein Lebensprincip der 
Verfaſſung betriſſt, nicht um ein Eingreifen in die alleinige Verantwortlich: 
keit des Reichslanzlers. Dieſe beruht nicht in der Contraſignatur, ſondern 
in ſeinem Amt. Dieſe Verantwortlichkeit geht mit über auf die allgemeinen 
und beſonderen Stellvertreter, aber die Verantworllichkeit des Reichskanzlers 
bleibt unberührt. Obne dieſe dauernde Verantwortlichkeit iſt die Handhabung 
der Verfaſſung überhaupt nicht zu denken. Gerade durch dieſes Geſetz tritt 
eine erhöhte Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ein. Gegen den § 3 der 
Vorlage iſt ein Einwand erhoben worden, welcher die Lebensfähigkeit des 
Verhaltniſſes zwiſchen dem Reichskanzler und den Stellvertretern bei dem 
jederzeitigen Eingreifen des Kanzlers in die Geſchäfte bezweifelt; allein dieſer 
Einwand könnte eben fo gut gegen die beftehenden Verhältniſſe geltend ges 
macht werden. Die Thätigkeit des Reichskanzlers gipfelt in dem Verhältniß 
zu dem höchſten Träger der Macht; dieſes Verhältniß findet ſeinen Ausdruck 
Contraſignatur und die letztere bat zur Vorausſetzung eine genaue 
Kenntniß der Grundlagen der verſchiedenen Geſchäſte, welche über das einem 
Menſchen Mögliche hinausgeht. Ich beite Sie, unter Ablehnung des Amende⸗ 
ments, das Geſetz, wie es vorliegt, anzunehmen nach dem Grundſatz: unitas 


fjin necessariis! 


Abg. v. Kleiſt⸗Retzow: Der Abg. v. Frankenſtein dürfte ſich irren, 
wenn er hofft, daß der bairiſche Bundesbevollmächtigte im Bundesrathe in 
feinem Sinn votiren werde, denn vorausſichtlich wird die Vorlage under 
ändert angenommen, ſo daß ſich der Bundesrath mit der Sache gar nicht 
mehr zu befaſſen haben wird. Auffallend iſt es jedenfalls, daß der bairiſche 
Bundes bevollmächtigte reichsfreundlicher auftritt als das bairiihe Reichs: 
tagsmitglied. Die allgemeine Stellvertretung bedarf keines beſonderen Ge⸗ 
ſetzes und wenn deſſen ungeachtet der $ 1 des Centrumsantrages dies 
glauben machen will, ſo iſt dies doch nur ein Schild, hinter dem ſich viel⸗ 
leicht eine Beſchrantung der Freiheit des Kaiſers in der Art der Ernennung 
der Stellvertreter verbirgt. Thatſächlich ſteht feſt, daß der Reichskanzler im 
Laufe der Zeit in einer Weiſe Aberbürdet worden ift, welche die Kräfte auch 
des gewaltigſten Mannes überſteigt, und dem muß abgebolfen werden ent: 
weder durch Stellvertreter oder durch Reichs miniſter. Alles zu überſehen, 
iſt bei der jetzigen Lage der Dinge der Reichskanzler abſolut nicht im 
Stande. Die Vorlage beabſichtigt nun keineswegs eine Aenderung in 
unſeren oberſten Reichsbehörden, ſondern will dieſelben nur innerhalb ihres 
Rahmens mehr ausdehnen, ſie thätiger und brauchbarer geſtalten. Die 
Oppoſition gegen die Stellvertreter und das ſtetige Betonen der Nothwendig⸗ 
keit von Reichsminiſtern muß den Bundesrath nur noch mißtrauiſcher machen, 
und das liegt nicht im Intereſſe des Reiches. Ich habe gegen die Reichs ⸗ 
miniſter vielfache Bedenken denn ſie könnten nur mit einer geſchloſſenen 
parlamentariſchen Majorität regieren und müßten unbedingt dem Reichs⸗ 
kanzler folgen. Will man aber die Reichsminiſter nicht, dann muß man 
dem Kanzler die Mittel geben, das Reich kräftig zu verwalten. Dadurch 
werden die Einzelſtaaten ſelbſt geſchützt. 
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Jedenfalls iſt es aber por daß dem ſtetigen Ver⸗ | 5 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 


zweimal, an den übrigen Tagen dreimal erſcheint. 


Sonnabend, den 9. März, 1878. 


Man ſpricht ſo viel von den Opfern, welche die Einzelſtagten dem Reiche 
gebracht, aber man ſcheint ganz zu vergeſſen, daß Preußen die größten 
Opfer bringt. Oder iſt es etwa kein großes Opfer, daß Preußen blos 17 
Stimmen von 54 im Bundesrath beanſprucht hat? Ohne Preußen könnte 
das Reich gar nicht beſtehen, Preußen iſt es, welches das Reich vertheidigt. 
Deshalb hätte man im Bundesrath die im § 2 ausgeſprochene Beſchränkung 
nicht aus ſprechen ſollen; denn wenn man ſagt, daß nur die in der eigenen 
unmittelbaren Reichsverwaltung ſtebenden Perſonen der verantwortlichen 
Stellvertretung tbeilbaftig werden können, jo iſt dies ein Mißtrauen gegen 
Preußen, man befürchtet augenſcheinlich Preußens überwiegenden Einfluß. 
Daß man fomit den preußiſchen Miniſtern dieſe verantwortliche Verwaltung 
der Reichsämter unmöglich machen will, dürfte nicht gedeihlich auf die Ent⸗ 
wickelung unſerer Verwaltungsverhältniſſe wirken. Steuern wir z. B. im 
Gebiete der Finanzverwaltung nicht auf einem wüſten Meere? Gerade die 
Finanzverwaltung bedarf einer einheitlichen Leitung, und wenn wir uns 
jetzt damit behelfen, daß der preußiſche Finanzminiſter die finanzielleu Ent⸗ 
würfe für das Reich macht, ſo iſt doch immer ſeſtzubalten, daß er das Reich 
nur dann genau kennen kann, wenn er die Leitung der Reichsfinanzen be⸗ 
ſitzt. Ebenſo iſt es mit dem Reichseiſenbahamt. So lange wir neben dem⸗ 
ſelben noch einen preußiſchen Eiſenbahnminiſter haben, wird Jeder ſein 
Reſſort einſeitig verwalten und dieſe einſeitige Verwaltung auf die Spitze 
treiben. Tritt dagegen zwiſchen beiden eine Perſonalunion ein, dann wird 
auch Eintracht und einheitliche Leitung berrſchen. Es ift dabei durchaus 
nicht entſcheidend, daß preußiſche Miniſter an die Spitze kommen, ſondern 
ausſchlaggebend iſt nur das Reichsintereſſe. Ueberhaupt iſt es eine gan 
falſche Verausſetzung, daß das Reich und die Einzelſtaaten ſich feindli 
gegenüberfteben, beide haben vielmehr parallele Intereſſen. Und wenn der 
Abg. v. Bühler ſogar beantragt, daß kein Reichsbeamter zugleich Staats⸗ 
beamter fein dürfe, fo müßte conſequenterweiſe auch der Reichskanzler ſein 
Amt niederlegen. (Heiterkeit.) . 

Die Schwierigkeiten liegen hauptſächlich in den Perſonen. Wenn z. B. 
eine Partei die wegen einer billigen Ausgleichung zwiſchen directen und in⸗ 
directen Steuern noihwendige Erhöhung der letzteren lediglich aus politiſchen 
Gründen bekämpft, fo muß dieſelbe das geſchichtliche Rückerinnerungsvermögen 
verloren baben, an unfere großartige Entwickelung von 1862— 71: 1866 
und 1870 wurde der Baum gepflanzt, in deſſen Schatten wir wohnen, deſſen 

rüchte wir genießen, auf deſſen Zweigen wir ſitzen und unſere Lieder 
fingen. (Große Heiterkeit.) Man hat ſogar fein Mißvergnügen darüber 
ausgeſprochen, daß der preußiſche Landtag nicht das volle Steuerbewilligungs⸗ 
recht beſitze, weil nach Art. 109 der preußiſchen Verfaſſung die Steuern 
forterhoben werden, auch wenn kein Budget zu Stande gekommen. Aber 
wenn der Herr Reichskanzler auch im Laufe der Zeit Vieles gelernt hat, 
das wird jedenfalls die theuerſte Erfahrung ſeines Lebens ſein, daß es ihm 
nur deshalb gelungen iſt, ſeine großen Thaten zu vollbringen, weil er in 
dem Kampfe von 1862—66 ſethielt an den Machtvollkommenbeiten der 
Krone. Ich meine, daß man einer Schwierigkeit abhelfen muß, wenn der 
Weg zur Beſeitigung klar n it und bitte Sie deshalb, dieſe 
Vorlage unverändert anzunebmen. Thun Sie das nicht, ſo wird der Reichs⸗ 
wagen nur weiter in den Sumpf gerathen. (Beifall.) 

Fürſt Bismarck: Ich habe zu meiner Genugthuung in dieſer Discuſſio n 
nicht den Beruf, an diejenigen Theile der Rede des Vorredners anzuknüpfen, 
die von Verhältniſſen handeln, welche uns früher getrennt haben oder uns 
in Zukunft trennen köunten, ſondern mit dem Thema der Vorlage kann ich 
mich auf den erſten Theil ſeiner Rede beſchränken, von dem ich hoffe, daß 
wir uns über denſelben in Geſtalt der unveränderten Annahme der ur⸗ 
ſprünglichen Vorlage einigen werden. Ich habe, wie Jeder von uns, viel⸗ 
leicht manches in der Vorlage anders gewünſcht, aber es fragt ſich, ob das 
Gewünſchte und das Exreichbare ſich immer decken. Unſere beſten Beſtre⸗ 
bungen in Deutſchland find zum Theil daran geſcheitert, daß das nicht der 
all war. Schließen wir von Größerem auf das Kleinere, welches die Ge⸗ 
milher wobl nicht durch feinen wirklichen praktiſchen Inhalt, ſondern durch 
die daran geknüpften Gedankenflüge beſchäftigt! Der Vorredner hat einen 
Gedanken in ſchärferer Weiſe, als es bisher geſchehen iſt, in einer Weiſe 
ausgeſprochen, die mich nöthigt, doch meine modificirte Stellung zu dieſem 
Thema zum Ausdruck zu bringen, nämlich den Gedanken, daß die ganze 
Reichsverwaltung durch preußiſche Miniſterien direct ſchließlich zu führen ſei, 
nicht blos thatſächlich, ſondern daß dieſer Thatſache auch der amtliche Aus⸗ 
druck gegeben werden ſollte. Es iſt dies bis zu einem gewiſſen Grade der 
Fall geweſen in den erſten Jahren des norddeutſchen Bundes, wo wir Reichs⸗ 
beamte und Inſtitutionen überhaupt noch nicht hatten. Ich betrachle es 
aber als einen weſentlichen Foriſchriit, daß wir dieſe jetzt haben und als eine 
Aufgabe der Thätigkeit eines jedesmaligen Reichskanzlers nur die Frictionen 
dieſer Reichsinſtitutſonen mit den althergebrachten Inſtitutionen der einzelnen 
Staaten zu vermeiden und zu vermitteln ſoweit er kann. 

Daß da nun der ſchwarz⸗weiße Anſtrich der Sache gerade nicht das rich⸗ 
tigſte Mittel iſt, ſchon rein äußerlich, ſteht feit, aber wir hängen eben an 
Aeußerlichleiten, und um das zu heweiſen, will ich an eine große biſtoriſche 
Thatſache erinnern, die für die Herſtellung des Deutſchen Reiches entſchei⸗ 
dend war. Es war der Brief, den der König von Baiern an den jetzigen 
Deutſchen Kaiſer ſchrieb, als wir in Verſailles waren. Ein Hauptgedanke 
in dieſem Briefe war: die bedeutſamen Rechte, die ich hierdurch einem an⸗ 
deren Fürſten in meinem Lande Baiern eiuräume, kann ich einem Könige 
von Preußen gar nicht einräumen; die kann ich nur einem Deutſchen Kaiſer 
geben. Es war damit der richtige Standpunkt ausgedrückt, ſogar in dieſem 
Sinne motivirt, der Deutſche Kaiſer ift mein Landsmann, der kann Rechte 
bier ausüben; der König von Preußen iſt mein Nachbar. Dieſes Gefühl 
iſt hochberechtigt durch den ganzen Lauf der deutſchen Particulargeſchichte 
und ſelbſt von Seiten Derer, die geneigt wären, dieſe Berechtigung in min⸗ 
derem Maße anzuerkennen wie ich. Nachgerade bin ich einer von den 
älteren und erfahrenen Geſchäftsleuten geworden, und ich weiß, wie be⸗ 
deutſam dieſe Elemente gerade auf die Gemeinſamkeit des deulſchen Landes 
zurüdwirten. Ich bin bei den Geſchäften ſchon betheiligt geweſen, als das 
Zwei⸗Königs⸗Bündniß ſcheiterte, vor 27 oder 28 Jahren, und war au den 
intimeren Verhandlungen zwiſchen den Höfen in dem Maße betheiligt, daß 
ich mit ziemlicher Sicherheit behaupte, es ſcheiterte einfach an der Frage: 
Sollen die einzelnen Höfe eigene Geſandtſchaften, eigenes Geſandtſchaftsrecht 
erhalten oder nicht? In dieſer Frage wurde der Abſchluß gewiß 9 Monate, 
wenn ich nicht irre, länger als ein Jahr bingehalten, über alles Uebrige 
war man einig — darüber verfloß das tempus utile und es kamen rauhe 
Winterſtürme, in denen dieſe jungen A ingekhäblinne überhaupt nicht 
mehr gedeihen konnten. Hatte nun dieſes Recht eine wirkliche materielle 
Bedeutung? Ich war damals nach meinen Lebensjahren in meiner Stellung 
wohl berechtigt zu reden, wenn ich gefragt wurde, aber nicht zu reden, wenn 
ich nicht gefragt wurde. j N 

Haben die einzelnen Staaten den Einfluß auf die Entſchließungen des 
Deuiſchen Reiches, daß fremde Machthaber ſich um ihren guten Willen bes 
werben, ſo giebt es kein Abſperrungsſyſtem, welches die Verbindungen ab⸗ 
ſchneiden könnte und ſie können vom Geſandten bis zum Schreiber nnd 
Kammerdiener und anſcheinend Kaufmann beruntergehen. Man kann da 
keinen hinreichenden waſſerdichten Verſchluß finden, der diplomatiſche Be⸗ 

iehungen abſperren könnte. Bei denjenigen Stellungen, wo das nicht der 

all iſt, wo das Ausland ſich nicht bewirbt um die Stimmen oder nicht 
auf ſie höct, bei den kleineren oder weniger mächtigen, iſt es ziemlich gleich⸗ 
giltig, ob ſie Geſandte im Auslande erhalten oder nicht; jedenfalls iſt es 
erfreulich, wenn die Berechtigung dazu Ne mehr als Andere verſöhnt mit 
der Lage, die ihnen ſonſt vielleicht nicht erwünſcht iſt. So iſt es auch mit 
der Frage, die ich neulich ſchon in meiner leider zu langen Rede berührt 
babe: Soll der Vertreter eines Bundesſtaates genötbig) fein, ſich bier, 
wenn er Verkehr mit dem Reich bat, in ein preußiſches Minifterialbaus zu 
begeben, um mit dem preußiſchen Miniſter, als ſolchen, zu verkehren? 
glaube, das iſt weder geſchäftlich nützlich, noch politiſch förderlich; ſondern 
man iſt es dem Reich und den Bundesgenoſſen ſchuldig, eine Reichsverwal⸗ 
tung, die zu ihrer Verfügung und im Reiche des Dienſtes iſt, neben den 
Beziehungen, die ich damals accentuirte, herzuſtellen, und ich freue mich, 
daß im Bundesrath Einſtimmigkeit darüber berrſchte, daß hinſichtlich der 
Finanzen in den Motiven die Beſtimmung mit der bewußten Modification 


Aufnahme gefunden hat, daß der preußiſche Finanzminifter der thatſächliche 
Leiter der geſammten Finanzen ſein ſollte, und daß dieſer Punkt gar keine 
Schwierigkeiten gemacht, keine Discuffion bervorgerufen hat. Wenn die 
Finanzverwaltung fruchtbkingend ſein ſoll, fo iſt es nothwendig mit dem 
Dualismus ein Ende zu machen. 5 \ j 

Nachdem nun die indirecten Steuern von einer Finanzverwaltung, die 
directen von fünfundzwanzig anderen verſehen werden, iſt es nothwendig, 
daß man da wenigſtens eine Zuſammenſchiebung ſo weit erreicht, wie ſie 
durch die Hilfe des preußiſchen Finanzminiſters zu erreichen iſt, der ja ſeiner⸗ 
ſeits, was der Vorredner ganz richtig ausführte, alle Freuden und Leiden 
des einzelnen Staates vom preußiſchen Standpunkte aus mitfühlt und in 
ſofern auch die Intereſſen des Einzelſtaates dem Deutſchen Reich gegenüber 
zu vertreten haben wird, die Reichsintereſſen aber von dem Reichsſchatz⸗ 
ſecretär gegenüber den einzelnen Staaten, die daneben ihre Vertretung fin⸗ 
den. Wenn ich bei meinen früheren Aeußerungen den preußiſchen Finanz⸗ 
miniſter als den natürlichen Vertreter des abweſenden oder behinderten 
Reichskanzlers bezeichnet habe, ſo hat das den Grund, daß dem preußiſchen 
Ae tr die dortigen Gepflogenheiten an und für ſich ein gewiſſes 

inmiſchungsrecht in die übrigen preußiſchen Reſſorts geben, er alſo die 
nächſte Anwartſchaft auf das Präſidium im preußiſchen Staatsminiſterium 
bat bei Abweſenheit des Miniſterpräſidenten. Abſolut nothwendig iſt dieſe 
Einrichtung nicht, man könnte in Preußen auch den Miniſter des Innern 
oder einen Miniſter ohne Portefeuille zum Vicepräſtdenten ernennen, wie 
das unter dem Miniſterium Hohenzollern mit der Perſon des Herrn von 
Auerswald der Fall war. Dieſer würde dann auch ſedes Mal in die kanz⸗ 
leriſchen Vertretungen ſubſtituirt werden müſſen. Von der Notbwendigkeit, 
daß beide Vertretungen in einer Hand bleiben, habe ich ja früher Zeugniß 
abgelegt. Aber auch in dieſem Falle würde die Einheit oder ein annähern⸗ 
des Maß von Einheit der einzelftaatlihen Finanzen mit den Reichsſinanzen 
gar nicht ausgeſchloſſen fein. Das Verhältniß des preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters zu dem Reichsſchatzſecretär, den ich neulich gewiſſermaßen als den 
Unterſtaatsſecretär für den deutſchen Theil der Finanzen, d. b. für die in⸗ 
directen Steuern, bezeichnete, dieſes Verhältniß denke ich mir ganz unab⸗ 
hängig von der Präſtdialfrage. Man kann ſogar Gründe dafür anführen, 
daß beide Verhältniſſe getrennt bleiben. 

Der Hauptgrund liegt in dem großen Umfange, welchen das preußiſche 
Finanzminiſterium an ſich hat. Selbſt nach Abzweigung der Domänen⸗ 
und Forſtverwaltung iſt daſſelbe wohl noch zu umfangreich, daß daneben 
der preußiſche Finanzminiſter noch die Reichsfinanzen leiten und die ganze 
Stellvertretung des Reichskanzlers übernehmen ſoll. Dieſe Aufgabe könnte 
ihn zerſplittern, ſo daß er ihr nicht vollſtändig genügen kann. Dieſem Uebel⸗ 
ſtande, wenn er eintreten ſollte, kann man auf zwei Wegen begegnen. 
Einmal dadurch, daß der ſtellvertretende Kanzler dann jedes Mal die 
Specialvertretungen, zu denen dies Geſetz die Berechtigung giebt, ins Leben 


treten läßt, die Schachtel gewiſſermaßen zumacht und ſeinem Auge entzieht, 


ſie auf eigene Verantwortung geben läßt und ſich nur um die Geſammt⸗ 
leitung und die hier ausgenommenen Branchen bekümmert. Das iſt per 
der vom Vorredner hervorgehobene Fehler, die Ausübung der Aufſichts⸗ 
rechte des Reichs im Gegenſatz zu den eigentlich unabhängigen Verwaltungs⸗ 
weigen. Nun, da gerade tritt das Unbehagen ein, was ein würtembergi⸗ 
cher, ſächſiſcher Finanzminiſter empfindet, wenn er ſich in Reichsangelegen⸗ 
beiten — oder nennen wir den Juſtizminiſter — in Auſſichtsfragen nicht 
an die Reichsinſtanz, ſondern an das königlich preußiſche Juſtizminiſterium 
wenden muß, das ja nach der geſetzlichen Lage reſcribirend nach Dresden 
und Stuttgart entſcheidet. Das ſind dieſe kleinen Gefühlsausdrücke, von 
denen wir alle nicht loskommen können. Das Gefühl der Verletzung 
äußerer Würde kann nach meiner Erfahrung in parlamentariſchen Ver⸗ 
ſammlungen ſehr mächtig werden, ohne daß ein eigentlich praktiſcher Grund 
vorhanden iſt; durch den Ausdruck des Gefühls wird geſchäftlich nichts ge⸗ 
ändert. Alſo geſtatten Sie auch den Einzelregierungen, dieſes Gefühl ihrer 
ſtaatlichen Würde äußerlich durch die Reichsfarben aufrecht zu erhalten, daß 
ihnen die preußiſchen Farben nicht in dem Sinn vor Augen gerückt werden, 
wie jener Brief Sr. Majeſtät des Königs von Baiern damals ſebr richtig 
das Verhältniß des Königs von Preußen von dem Verhältniß des Deutſchen 
Kaiſers unterſchied. 1 se 
Ich bin nicht in der Lage, augenblicklich weiter eingehende Aeußerungen 
über die Sache zu machen, ohne Gefahr, daß ich bei der ſehr ausgiebigen 
Auslaſſung von der letzten Verhandlung in Wiederholungen verfiele; ich 
bitte um die Erlaubniß, bei einzelnen, mir auffallenden Punkten meine 
Meinung zu äußern; im Allgemeinen aber richte ich die Bitte an das Haus, 
ſolche Amendements, die nicht der Ausdruck einer unbeſiegbaren principiellen 
Ueberzeugung ſind, die ja Niemand in ſich zu erſticken vermag, fallen zu 
laſſen und hier, mehr als überall, das Sprichwort zu beherzigen: das Beſte 
iſt des Guten Feind. Dies gilt auch von denjenigen Amendements, die 
eine vielleicht präciſere Faſſung geben, eben weil fie weiter nichts geben. 
In einem Geſetz, welches ſehr viel auf perſönlicher Auslegung beruhen 
wird und wo das Beſte eigentlich, um das Geſetz fruchtbar zu machen, aus 
der freien Entſchließung des Kaiſers wird hinzugethan werden müſſen, da 
iſt es mit dem Ausdruck nicht ſo genau zu nehmen, um nicht, we nicht un⸗ 
überwindliche Gewiſſenshinderniſſe vorhanden find, die Vorlage nochmals 
an den Bundesrath zurückzuweiſen. Nicht ohne ſchwere Mühe und Arbeit 
iſt im Bundesrath das Maß von Einigkeit ermöglicht worden, deſſen Aus⸗ 
druck dieſe Vorlage iſt, und die Schwierigkeiten, die geſchaffen werden durch 
räumliche Trennung der Regierungen, durch Mißverſtändniſſe, durch ab⸗ 
ſichtlich von feindlichen Parteien bervorgekehrte Mißverſtändniſſe, durch ober⸗ 
flächliche Zeitungsartikel; dieſe wirken bei den vielen Inſtructions⸗Ein⸗ 
bolungen in einer Weiſe auf die Dinge ein, die ſich ohne mündliche Bes 
ſprechung der leitenden Miniſter gar nicht erledigen und erklären läßt. Die 
bat bei dieſer Gelegenheit ſtattgefunden, die Herren find dazu hergekommen. 
Ich weiß nicht ob das Maß von Mehrheit im Bundesrathe, welches für 
einzelne ſolcher Beſtimmungen und gerade für die angefochtenen erforderlich 
iſt, ſicher wieder zu erreichen iſt, ob wir nicht in dieſer einfachen Sache, von 
der ich glaubte, ſie würde ohne Discuſſion angenommen werden, uns darüber 
einigen ſollten, ſolche Amendements, die nicht auf einem nothwendigen Ueber⸗ 
zeugungsausdruck beruhen (wie zum Beiſpiel diejenigen der Centrumspartei 
oder diejenigen des Grundsatzes, daß kein Beamter gleichzeitig dem einzelnen 
Staate und dem Reiche dienen darf), wieder fallen zu laſſen, weil ich nicht 
dafür einſtehen kann, ob es möglich iſt, bei einer neuen Berathung im 
Bundesrathe zu verhindern, daß ſich 14 Stimmen — und mehr find nicht 
nöthig — gegen die Beſchlüſſe des Reichstages finden, und dann haben wir 
von Neuem eine Arbeit, der ich wenigſtens in meinem Geſundbeitszuſtande 
nicht ohne große Sorge entgegenſehen kann. Das kann ja kein Grund ſein 
in der Sache ſo oder anders zu beſchließen; nur für mich iſt es ein Motiv, 
nach dem ich meine Kräfte bemeſſen muß, ob ich überhaupt für jetzt meine 
Theilnahme an den Discuſſionen fortſetzen könnte oder nicht. Ich würde 
daber dankbar ſein, wenn diejenigen, die überhaupt etwas zu Stande brin⸗ 
gen wollen, den einzelnen Wendungen, die ihnen nicht gefallen, nicht ſo ſehr 
ſcharf ins Geſicht ſehen, ſondern die Vorlage angebrachtermaßen annehmen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Unter dem Beifall des Hauſes zieht darauf der Abg. Beſeler feine 
Abänderungsan träge mit der Erklärung zurück, daß fi dieſe Zurücknahme 
ſehr wobl mit ſeiner Gewiſſenspflicht vertrage und unter Berufung auf 
jeine vorhin ausgeſprochene Verſicherung, daß ihm nichts ferner liege, als 
das Zuſtandekommen des Geſetzes zu erſchweren. 


Abg. Lasker erkennt den friſchen Ton der Rede des 5 Kleiſt⸗ 
Retzow, ſowie deſſen Stellung zur Vorlage gern an, muß aber feinen Partei⸗ 
genoſſen Abg. v. Stauffenberg gegen die Unterſtellung in Schutz nehmen, 
als ob er als eine Vorbedingung für die Ordnung der Reichs finanzen ges 
fordert habe, daß der preußiſche Landtag das Recht bekommen müſſe, all« 
11 die Steuern neu zu bewilligen. Dies ſei ein in conſervativen 

lättern erfundenes Märchen. Seen wen habe Abg. v. Stauffenberg 
auch nur mit einer Silbe erwähnt, daß der Art. 109 der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung vorher abgeändert werden müßte; was er in der Steuerdebatte aus⸗ 
geführt, habe faſt wörtlich der Abg. v. Bennigſen in der erſten Leſung über 
dieſes Geſetz wiederholt, insbeſondere für Jeden, der wirklich die preußiſche 
Verfaſſung kenne. Herr v. Stauffenberg babe nur einem thatſächlichen Zu⸗ 
ſtand Ausdruck gegeben und darauf hingewieſen, daß Preußen die Möglich⸗ 
keit gegeben fein müfle, bei einer fo großen Steuerreform dasjenige Maß 
von Finanzrecht feſtzuſtellen, welches nicht allein von dieſer, ſondern auch 
von den anderen conſervativen Parteien Preußens angeſtrebt werde; die 
Herren auf der rechten Seite des Hauſes hätten ja ausdrücklich erklärt, daß 
ſie in der Hauptforderung mit dieſer Seite übereinſtimmten. Wenn der 
Abg. v. Kleiſt⸗Retzow noch bemerkt habe, daß gerade die Bekämpfung dieſer 

rlamentariſchen Forderungen, wie er fie nannte, während fie einfach als 

orderungen der Finanzverwaltung und Verfaſſung, als ſolche, aufzufaſſen 
ſeien, daß gerade dieſe Bekämpfung die großartigſten Dinge in Preußen 
und Deutſchland hervorgebracht hatte, denn freilich hätten die Parteigenoſſen 
des Herrn v. Kleiſt⸗Retzow, die acht Jahre an der Helene nne ſehr 
Großes vollbracht (Sehr wahr), aber ſie ſeien als ſehr kleine Männer davon⸗ 
gegangen in Beziehung auf das, was fie für Preußen und das Deutſche 

eich erwirkt hätten. Was 1866 und 1870 ſich vollzogen, ſei getragen 


richligen Führer gefunden babe in den Männern, welche im Stande geweſen, 
dieſe Jahre herbeizuführen. Y 

Ich halte, fährt der Redner fort, den Inhalt des vorliegenden Geſetzes 
für einen ſolchen, daß man das Geſetz, trotz mannigfacher Bedenken gegen 
Einzelbeiten als einen erheblichen Fortſchritt in der verfaſſungsmäßigen 
Entwickelung des Reiches betrachten muß. Ich will jetzt zunächſt verſuchen, 
die wirkliche Natur dieſes Geſetzes vollſtändig aufzuklären, weil ich glaube, 
daß wir in Zukunft noch oft auf dieſes Geſetz werden zurückkommen mäſſen 
und daß von dieſem zukünftigen Gebrauch der weſentliche Werth des Ge⸗ 
ſetzes abhängt. Alsdann iſt es nöthig, die Schwächen dieſes Geſetzes hervor⸗ 
zuheben, damit der Bundesrath vielleicht bis zur dritten Leſung die Ueber⸗ 
zeugung gewinne, er bätte eine praktiſchere Scheidung finden können, und 
ſolchen Anregungen Platz geben könne und damit nothwendigerweiſe ge⸗ 
ſchieden werde die Grundlage und der Inhalt des jetzigen Geſetzes von der 
politiſchen Situation, die ſich daran knüpft. Dieſes Geſetz räumt meiner 
Meinung nach verfaſſungsmäßige Hinderniſſe für die zukünftige Entwickelung 
einer guten deutſchen Reichsregierung fort. Später ſollen ſich nicht formelle 
Hinderniſſe wie augenblicklich dem materiellen Inhalte entgegenſtellen. 
Dieſes Geſetz iſt eine Vollmacht für Kaiſer und Kanzler, deſſen Bedenken 
ich nicht verkenne. Die zukünftige Organiſation des Reiches auch dem Rechte 
nach liegt jetzt in ihrer Hand. Der Bundesrath hat verſucht, gegen dieſe 
abſolute Vollmacht einige Schranken aufzurichten. Iſt dieſer Gedanke mit 
ſeinen Motiven zutreffend? Und iſt er in dem Geſetze zum Ausdruck ge⸗ 
bracht? Die Haupttendenz des Bundesraths iſt berechtigt, aber im Geſetze 
ſelbſt gelangt ſie nicht zum Ausdruck, ſondern in demſelben wird an an⸗ 
derer Stelle eine verwirrende und unklare Grenze. Es iſt auch nach der 
Meinung des Reichskanzlers berechtigt, daß da, wo die Einzelftanten im 
Wege der Aufſicht gezwungen werden, gegen ihren Willen zu handeln, die 
Entſcheidung vom Reichskanzler ausgehen ſolle. Bei einem Reichsminiſte⸗ 
rium würde dieſe Executive ſicher nicht von dem einzelnen Reſſortminiſter, 
ſondern von dem Miniſtercollegium geübt werden. 

Durch die Motive klingt überall dieſes eine Refervat hindurch, welches 
der Bundesrath für die Einzelſtaaten machen will, und ich erkenne dieſen 
Grundgedanken für ſtaatsrechtlich und politiſch berechtigt an. Aber ſind 
die Angelegenheiten in dieſer Weiſe geordnet? Nicht im Entfernteſten! Sie 
ziehen im § 2 eine rein äußerliche Grenze. Innerhalb der eigenen Verwal⸗ 
tungszweige des Reichs kann jetzt deren verantwortlicher Vorſtand Maß⸗ 
regeln gegen die Einzelſtaaten treffen, wenngleich dieſelben nur in dem Auf⸗ 
ſichtsrecht begründet ſind, wenn Sie nicht nach § 3 eine Appellation an den 
Reichskanzler zulaſſen. In dieſer Auslegung, welche auf logiſchen Folgerun⸗ 
gen baſirt, werde ich mich weder durch Erklärungen vom Miniſtertiſche, noch 
durch Majoritätsbeſchlüſſe irre machen laſſen. Mag man doch Anträge 
ſtellen, wenn man dieſe Interpretation nicht will, welche dieſelbe unmöglich 
machen und zuſehen, ob ſich für dieſelben eine Majorität findet. Täglich 
können aber auch neue Aemter ausgedacht werden, welche die nach § 2 er⸗ 
forderlichen Merkmale an ſich tragen, und dieſe kann man mit neuer Ver⸗ 
antwortlichkeit ausſtatten. Hätten Sie die jetzt dieſen Anforderungen ent: 
ſprechenden fünf Reichsämter im Geſetze aufgezählt, dann würden wir wahr⸗ 
ſcheinlich unſere Zuſtimmung nicht gegeben haben. Hätte man dann nicht 
noch ein ſechstes oder ſiebentes Departement als Amendement hinzufügen 
können? Könnte man nicht das Reichspatentamt allmälig durch Häufung 
ſeiner Befugniſſe zu einem Reichsverkehrsamt erweitern. Mir wäre das für 
die zukünftige Entwickelung der Reichsangelegenheiten ſehr angenehm. (Abg. 
Windthorſt: Hört! hört!) Der Abg. Windthorſt macht einen ZMruf, um zu 
betonen, was das Geſetz enthält, damit es abgelehnt werden mochte. Es 
iſt mir nie zweifelhaft geweſen, daß er der berediſte Redner für das Geſetz 
geweſen iſt. Dabei hat er eben den Fehler begangen, daß er die Tragweite 
der Vorlage auseinander geſetzt und dann betont, was er nicht haben will. 
Am 9 2 gefällt mir nicht, daß er völlig unklar iſt. Nach ihm wäre ſchon 
die Möglichkeit, jedes Departement ſo auszuſtatten, welches überbaupt nur 
eine Verwaltung hat, ausgeſchloſſen. Die Motive meinen, es müſſe dies 
Departement vorwiegend eine Reichsfinanzverwaltung haben. Was iſt vor⸗ 
wiegend? Kann die Regierung das vorwiegend nicht beſtimmen? Ich 
nehme den Kern des Geſetzes ganz an, habe aber geglaubt, daß der Bundes⸗ 
rath im Laufe der Discuſſion ſich eniſchieden darüber äußern werde, was 
er zum Ausdruck gebracht und was nicht. Ich glaube, daß bei der prak⸗ 
tiſchen Ausführung des Geſetzes alle Hinderniſſe fallen werden. 

Ich erkenne die mangelhafte Präciſion der Vorlage als eines Organi⸗ 
ſationsgeſetzes und erkenne eben ſo ſehr an, daß einzelne Amendements, 
wie namentlich der Antrag Hänel, weſentliche W enthalten. 
Aber wenn ich vor der Frage ſtehe, ob dies Geſetz durch mögliche Ver⸗ 
beſſerungen gefährdet oder mit allen conſtitutionellen Mängeln angenommen 
werden ſolle, ſo bin ich nicht einen Augenblick im Zweifel. Es kehren nicht 
oft im Leben der Nation Gelegenheiten wieder, bei denen ein ſo erheblicher 
Fortſchritt gemacht wird gegen Verfaſſungsverengungen. Was die Frage 
der Verantwortlichkeit anbetrifft, ſo war mir in der Rede des Reichskanzlers 
bei der erſten Leſung diejenige Stelle die befriedigendſte, welche den § 3 
interpretirte. Sie fordert als Vorbehalt für den Reichskanzler nur das: 
jenige, was jeder Zeit zur Herſtellung einer vollen, politiſchen Einheit noth⸗ 
wendig iſt. Freilich leidet §S 3 an dem Unglücke, daß er in einer über⸗ 
mäßig ſchroffen Form das ausdrückt, was auch ohne ihn ſelbſtverſtändlich 
geweſen wäre. Von der verfaſſungs⸗ und ſtaatsrechtlichen trenne ich die 
politiſche Bedeutung der Sache und beruhige Herrn v. Kleiſt darüber, daß 
wir mit dieſem Geſetze Wohnungen für gewiſſe Parteigenoſſen hätten zim⸗ 
mern wollen. Einer ſo niedrigen Auffaſſung widerſpricht die ganze Geſchichte 
unſerer Partei, und wenn er unſere Befähigung bezweifeln will, fo ſollte 
er doch nicht unſern guten Willen bezweifeln, das Wohl des Reichs überall 
ſelbſtlos zu fordern. Der Gebrauch, der von dieſem Geſetze gemacht werden 
ſoll, iſt ein äußerſt beſcheidener. Es ſollen als ſelbſtſtändiges Amt zunächſt 
geſchaffen werden die Verwaltung für Elſaß⸗Lothringen und Herr Schnee⸗ 
gans hat hieran bereits einen Antrag geknüpft, wonach dieſer ſelbſtſtändige 
Miniſter ſein Domicil nach Straßburg verlegen ſoll. Es iſt ihm bereits 
Seitens einer Partei des Hauſes die volle Sympathie zu dieſem Antrage 
erklärt worden. \ 

Allein dieſe Vorlage ift noch kein Organiſationsgeſetz, ſondern eröffnet 
erſt die Wege zu einem ſolchen; wir können in ein Geſetz, welches in emi⸗ 
nentem Sinne nur die Abänderung der Verfaſſung im Auge bat, nicht 
as einen Theil der Organiſation aufnehmen. Das zweite ſelbſtſtändige 
Miniſterium, das uns in Ausſicht geſtellt iſt, umfaßt die äußeren Ange⸗ 
legenheiten. Eine Bedeutung für die Fortentwickelung der Organiſation 
hat dieſes Amt nicht, denn es wird immer von den Anweiſungen und dem 
Geifte des Reichskanzlers abhängig fein. Was dann drittens das Finanz⸗ 
amt anbetrifft, auf welches wir einen fo großen Werth legen und welches 
der Bundesraih ausdrücklich zugeſtanden hat, jo hat uns der Reichs kanzler 
erklärt, daß diejenige Organi ation, die er im Auge habe, aun außerhalb 
des jetzigen Geſetzes ſtehe. Die Gedanken, welche der Reichskanzler in dieſer 
Beziebung geäußert hat, find weit entfernt von dem, was ich mir bisher 
unter der Organiſation der Reichsfinanzpolitik dachte, allein mich beruhigt, 
daß der Reichskanzler damit ſchloß: Fixiren wir doch heute unſere zukünf⸗ 
tigen Pläne nicht allzu feſt, überlaſſen wir, was die Zukunft aus den Dingen 
machen wird. Faſſe ich mich zum Schluſſe zuſammen, ſo wäre mir die An⸗ 
nahme einzelner Amendements lieb, welche die einzelnen Geſetzesverbeſſe⸗ 
rungen klarer ſtellen oder conſtitutionelle Motive aufſtecken. Kann ich dieſe 


aber nicht erlangen, fo halte ich das, was uns vorgelegt wird, völlig feſt 


und will es mir nicht wieder erſchüttern laſſen. Die Form iſt mir in ein⸗ 
ar Punkten nicht zuſagend, in der Geſammterwägung aber fage ich, das 
obl, welches ſich in Zukunft aus dieſem Geſetze entwickeln kann für die 
Reichsverwaltung, überwiegt dermaßen, daß ich ohne Bedenken bin, das 
Geſetz anzunehmen. 2 
Sachſiſcher Minifter von Noſtiz⸗Wallwitz: Dem Wunſche des Bor: 
redners, daß über die Intention des Geſetzes zwiſchen Bundesrath und 
Reichstag vollſtändige Klarheit geſchaffen werden müſſe, werde ich mich be⸗ 
mühen zu entſprechen. Der Vorredner ſagte, daß das vorliegende Geſetz, 
wenn in der Form auch unvollkommen, doch eine geeignete Grundlage ab⸗ 
geben werde, um dem Reiche eine energiſche und gute Regierung zu ver⸗ 
bürgen. Dieſe Anſicht theile ich; wir ſind dabei aber doch verſchiedener An⸗ 
ſicht; er geht dabei von der Nothwendigkeit von Reichsminiſterien aus; ich 
aber von der Ueberzeugung, die die Vertreter der baieriſchen und würtem⸗ 
bergiſchen Regierung dargelegt haben. Ich ſtimme auch nicht mit dem Vor⸗ 
redner in der Auslegung des § 2 überein. Aus den Motiven gebt . 
daß dieſer Paragraph die Geſchaftszweige, bei welchen es ſich in der Haupt⸗ 
ſache nicht um eine Verwaltung des Reiches handelt, ſondern wo der Schwer: 
punkt in dem Recht der Aufſicht und Geſetzgebung liegt, von der beſonderen 
Stellvertretung ausſchließt. Daß die Motive in dieſem Punkte nicht dunkel 
waren, zeigt die Rede des Abg. v. Bennigſen, der die von mir vertretene 
Anſicht anerkannt hat. Hätte der Bundes rath zu befürchten gehabt, daß 
ſeiner Vorlage eine ſo extenſive Interpretation zu Theil werden ſolle, fo will 
ich nicht dafür ſtehen, ob ſich nicht ſchließlich, trotz des Wunſches das Gute 
u erreichen, diejenigen 14 Stimmen hätten zuſammenfinden müſſen, die das 
bringen des Geſetzentwurfes verhindert hätten. it den Bemerkungen 
des Herrn v. Kleiſt kann ich mich zum Theil einverſtanden erklären, nament⸗ 
lich damit, daß der Geſetzentwurf neben dem Zweck, dem Reichskanzler Er⸗ 


worden von einem Geiſte, der die ganze Nation durchweht und der feine leichterung zu ſchaffen, auch den werfolgt, die Reichsregierung noch zweck⸗ 
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mäßiger und ausgiebiger zu geſtalten. Von dieſer Anſicht find auch die⸗ 
jenigen Regierungen geleitet worden, die ſich, obgleich ſie ſich vom Stand⸗ 
punkt der Einzelſtaaten aus ſagen mußten, daß ſich daran erhebliche Con⸗ 
ceſſionen knüpfen, dennoch bereit erklärt haben, dieſe Conceſſionen zu machen 
im Intereſſe des Zweckes. 

Nun hat der Herr v. Kleiſt⸗Retzow die Beſchränkung bemängelt, die der 
Bundesrath im § 2 in Bezug auf die beſonderen Stellvertretungen zu ſtipu⸗ 
liren ſich bewogen gefühlt hat. Er bat deswegen den Vertretern der Mittel⸗ 
ſtaaten eine gewiſſe Aengſtlichkeit, ja Kleinlichkeit der Auffaſſung zum Vor: 
wurf gemacht. Ich glaube daß dies ein unbegründeter Vorwurf iſt und 
freue mich, daß der letzte Vorredner ſelbſt die Abſicht des Bundesrathes als 
eine wohlbegründete anerkannt hat. Wenn wir davon ausgegangen ſind, 
daß die Aufſichtsbefugniſſe des Reiches nicht wahrgenommen werden follen 
von den Vorſtänden der einzelnen Reichsämter, ſo ſind wir dabei nicht von 
den conventionellen Rückſichten beſtimmt worden, von denen der Reichs⸗ 
kanzler ſprach, ſondern lediglich von ſachlichen Gründen. Wir wünſchen, 
daß dieſe Auſſicht nicht blos vom Standpunkt eines Reſſortchefs gehandhabt 
werden ſoll, ſondern von einem allgemeinen höberen Geſichtspunkte aus. 
Daneben wollten wir auch verbindern, daß ein Reſſortminiſter eines Einzel⸗ 
ſtaates etwa dieſe Befugniß der Auſſicht ausübt; zunächſt käme ja Preußen 
in Frage. Denn es erſcheint uns für einen Menſchen unmöglich, daß er ſo 
zwei Aufgaben auf einmal ausüben ſoll. Wenn alſo der preußiſche Handels⸗ 
miniſter die Auſſicht über die Eiſenbahnen haben ſollte, jo iſt, abgeſehen 
von dem Umſtande, daß im Reichseiſenbahnamt Niemand ſein ſoll, der zu⸗ 
Ui einer anderen Eiſenbahnverwaltung angebört, derſelbe unmöglich im 

tande, jeder Eiſenbahn gerecht zu werden und dabei die preußiſchen Staats⸗ 
bahnen möglichſt nutzbringend zu verwalten. Wenn der Vorredner aus 
dem Antrag Bühler hat deduciren wollen, daß der Reichskanzler nach dem⸗ 
ſelben auch ſein preußiſches Miniſterium aufgeben müßte, ſo iſt doch dabei 
ein Unterſchied; der Reichskanzler hat das, was er Außerordentliches geleiſtet 
bat, als Kanzler geleiſtet, undbierin liegt die Bürgſchaft, daß er die deut⸗ 
tſchen Intereſſen niemals den preußiſchen nachſetzen wird. 

Abg. Hänel: Der Reichskanzler hat uns vor dem Bundesrath ge⸗ 
warnt und die Aeußerungen des letzten Redners haben dieſe Warnung ver⸗ 
ſtärkt. Wenn derſelbe erklärt hat, daß die extenſive Interpretation Laskers 
das an ſich als nothwendig empfundene Geſetz hatte zum Scheitern bringen 
können, ſo iſt das eine ſehr ſignifikante Erklärung, allein ich glaube nicht, 
daß der ſächſiſche Bevollmächtigte dieſelbe in der ganzen Schärfe ihrer Con⸗ 
ſequenz auf ſeine Verantwortung nehmen wird, ſowohl dem ſächſiſchen Volks⸗ 
ſtamm gegenüber, dem ich auch angeböre, als auch der ſächſiſchen Kammer 
gegenüber. Ich betrachte unſern Antrag keineswegs als eine Aufbeſſerung 
unſeres conſtitutionellen Rechtes, ſondern lediglich als eine . deſſen, 
was wir beſitzen und ſtets geübt haben. Wir wollen durch das Amende⸗ 
ment auch keine Schwierigkeiten bereiten. Gründe ſind gegen unſern Antrag 
nicht angeführt und können auch kaum angeführt werden. Meine früheren 
Vorausſetzungen find alle beitätigt worden; es handelt ſich nicht um ephe⸗ 
mere Schöpfungen, um Vertretung bei perſönlicher Behinderung, ſondern 
um Vertretung, die auch wenn der Reichskanzler anweſend, nothwendig iſt. 
Es handelt ſich um eine dauernde Abbürdung der Geſchäfte, um eine reſ⸗ 
ſortmäßige Vertretung und ſomit in der That um ein Stück Organiſation, 
um Stellvertretungsämter. Solchen Anſprüchen gegenüber find wir berech⸗ 
tigt, unſere Rechte in Anſpruch zu nehmen. Wenn ein neues Amt ent 
ſteht, ſo würde das natürlich auch einen budgetmäßigen Ausdruck fin⸗ 
den. Aber unſer Budgetrecht erleidet eine Einbuße, wenn es ſich um 
beſtehende Schöpfungen handelt, wenn eine anderweitige Regelung der 
Verantwortlichkeitsverhältniſſe eintritt. Dabei muß uns eine geſetzliche oder 
etatsmäßige Mitwirkung zuſtehen. Der Bundesrath wird ſich am wenigſten 
gegen den Antrag erklären können, ſein Recht wird dadurch nicht beengt, 
ja es wird ihm ſogar Nine der uneingeſchrankteft Vollmacht des Reichs⸗ 
kanzlers eine gewiſſe Mitwirkung durch denſelben gegeben. Das Amen⸗ 
dement iſt auch praktiſch durchführbar. Wenn feine Annahme die Ableh⸗ 
nung des Geſetzes im Bundesrathe zur Folge haben ſollte, ſo würde das 
doch nur ein Ausdruck des Satzes fein: Sie volo, sic jubeo. - 

Abg. Reichenſperger (Olpe) bezeichnet es als den eigentbümlichiten 
Eindruck, den er je in ſeinem parlamentariſchen Leben erfahren habe, daß 
die Vertreter der Mittelſtaaten im Bundesrathe, welche ſich ſo energiſch 

egen die Reichsminiſterien als eine mit der Verfaſſung völlig unvereinbare 

nititution ausgeſprochen hätten, dennoch die Specialvertreter des Entwurfs 
zulaſſen wollten. Conſequenter Weiſe müßten ſie auch hiergegen votiren, 
denn die Specialvertreter ſeien nur die Vorläufer der Reichsminiſter. Bei 
den Reichsminiſterien würde es ſich wenigſtens um eine obligatoriſche, per⸗ 
manente Einrichtung handeln mit geſetzlicher Abgrenzung der Competenzen 
und Reſſorts, während die facultativen Beſtimmungen der Vorlage in ihrer 
unklaren und verſchwommenen Faſſung viel gefährlicher ſeien. Der Reichs⸗ 
kanzler hätte vielmehr Anlaß gehabt, gegen Reichsminiſterien ſich auszu⸗ 
ſprechen, denn für ihn würde die geſetzliche Organiſation derſelben eine Ver⸗ 
minderung ſeines Einfluſſes und ſeiner Wahlvollkommenheiten bedeuten, 
während mit den Specialſtellvertretern das gerade Gegentheil der Fall fei. 
Redner empfiehlt die Annahme des Antrags Frankenſtein. Sollte dieſer 
Autrag abgelehnt werden, fo beantrage er beſondere Ahſtimmung über die 
Worte „auf Antrag des Reichskanzlers“ in § 1. Dieſe Worte verletzten das 
monarchiſche Princip, ſie ſeien ein Eingriff in die Prärogative der Krone 
und ohnehin ganz überflüſſig, da, wenn der Kaiſer aus eigener Wahl 
Stellvertreter ernenne, der Reichskanzler dieſe Ernennung ohnehin contra⸗ 
ſigniren müſſe. t } 

Abg. Schneegans: Als vor zwei Jahren zum erſten Male die Nach⸗ 
richt auftauchte, daß in Berlin das Miniſterium für Elſaß⸗Lothringen ers 
richtet werden ſollte, entſtand eine große Aufregung in den Reichslanden. 
Wir wurden gewählt, dieſe Abſicht zu vereiteln. Was wir verlangen und 
u erſtreben ſuchen, iſt die Verwaltung des Landes im Lande ſelbſt, die 
t des Landes durch das Land. Wir begreifen vollkommen die 
Schwierigkeiten, welche entſtehen müſſen, wenn der Miniſter für Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen fern vom Kaiſer reſidirt, aber wir ſchätzen die Schwierigkeiten noch 
höher und unüberwindlicher, die aus der Abweſenbeit des Miniſters von 
dem Lande reſultiren werden, welches er verwaltet. Wir wiſſen nicht, in 
welcher Form die neue Einrichtung getroffen werden ſoll, indeſſen darauf 
kommt es ja auch nicht an. Wir wollen die Selbſtverwaltung im Principe; 
dieſer Standpunkt hat im Hauſe allgemeine Sympathien gefunden, wenn 
man uns auch nicht verhehlt hat, daß ſich die Frage bei dieſem Anlaſſe 
nicht erledigen laſſen würde, und daß man deshalb das Amendement nicht 
acceptiren könne. Wird daher dieſer Antrag abgeworfen, jo werden wir 
annehmen, daß das Haus ſich nicht gegen ſeinen Gedanken, ſondern nur 
egen feine formelle Zuständigkeit ausgeſprochen hat und nach wie vor unſer 
Pläne verfechten. g 

Fürſt Bismarck: Der Vorredner bat vollkommen Recht, wenn er meint, 
daß die Sympatdien nicht nur des Hauſes, ſondern auch der Regierung, 
dem Beſtreben der Elſaß⸗Lothringer, zu einer felbftitändigen Regierung im 
eigenen Lande zu gelangen, zur Seite ſtehen, und wenn ich Sie bitte, das 
Amendement an dieſer Stelle nicht anzunehmen und nicht zu verſuchen, 
dieſe heterogene An bei dieſer Gelegenheit zu erörtern, fo geſchieht es 
keineswegs aus Abneigung gegen die Tendenz des Amendemenis, fondern 
weil ſich eine Frage von dieſer Tragweite fo nebenher nicht erledigen läßt. 
(Sehr richtig!) Nach dem, was ich neulich über dieſe Sache geſagt habe, bin 
ich deſtrebt, von dem Bande loszukommen, welches den Reichskanzler und 
das Miniſterium für Elſaß⸗Lothringen in einer Perſon Face dabei 
kommt das Land oder der Reichskanzler zu kurz, oder der ganze Ausdruck 
des Regierungsgedankens wird ein unrichtiger, indem der Schwerpunkt nicht 
da liegt, wo die Berantwortlichteit geſucht wird. Es wird ja dann auch, 
wenn ich in dieſem Beſtreben fortfahre, die Frage zur Entſcheidung 
kommen: nicht ob, ſendern in welcher Weile die miniſterielle Leiſtung 
für Elſaß⸗Lothringen ſich geſtalten wird. Die Schwierigkeit iſt ja die, daß 
Se. Majeftät der Kaiſer, der die landesherrlichen Rechte im Namen der ver⸗ 
bündeten Regierungen in Elſaß⸗ Lothringen ausübt, die Reſidenz nach dem 
regierten Lande nicht dauernd hinzulegen vermag, weil er das Bedürmiß 
bat, von ſeinem Miniſter für Elſaß Lothringen perſönlich Vortrag zu er⸗ 
75 Der Vorredner irrt inſofern thatſächlich, wenn er ſagt, daß ein 

iniſterium für Elſaß⸗Lotbringen gegenwärtig nicht vorhanden wäre und 
daß es erſt errichtet werden müßte. Es iſt 1 es fragt uch nur: 
kann man es nach Straßbur verlegen, oder iſt es nothwendig an Berlin 
und an den Aufenthalt Sr. ajeſtät des Kaiſers als Träger der landes herr⸗ 
lichen Rechte gebunden? 

30 Ich base Frage durchaus nicht zum Nachtheil der Beſtrebungen 
des Vorredners präjupiciren. Es hat ja ſeine Schwierigkeiten im Verkehr, 
wenn der Landesherr von dem a Minifter 3 iſt, ſo 
daß die mündlichen Vorträge zu den Seltenbeiten gebören; unm glich iſt 
es aber in keiner Weiſe. Wir haben in manchen deutſchen Ländern noch 
beute und nach der alten Dienſtpragmatik faſt überall die Einrichtung ge⸗ 
dabt, daß die Miniſter die Souveräne von Angeſicht zu nr 1 eigent · 
lich nur am Hofe in repräfentativer Geſellſchaft, aber nicht in Geſchäften 
ſahen, ſondern daß alle Geſchafte ſchriftlich abgemacht wurden. Nun läßt 
ſich ja die Wahl der Perſon fo denken, daß dieſelbe ſich eines ganz aus⸗ 
nabmsweiſen Vertrauens bei dem Träger der landesherrlichen Rechte, Sr. 
Majeſtät dem Kaiſer, erfreut und die Correſpondenzen deshalb ſeltener oder, 


wenn nicht Selten 


er, doch ausreichend find, um den mündlichen Verkehr wirk⸗ 
ſam zu erſetzen. t 


Aber die Pläne, die mir von verſchiedenen Seiten gebracht 


worden ſind, Statthalterſchaften zu etabliren, bringen meines Erachtens die 


Souveräns beigelegt wird, in Elſaß⸗Lothringen ausgeübt werde. 


Schneegans werden abgele 


Sache der Löſung nicht um ein Haar breit näber. Ob der Beamte, der 
dort lebt und die N führt, den Titel Statthalter hat, ob 
er fürſtlichen Standes iſt oder ein gewöhnlicher Beamter, das kann 
in Bezug auf die geſchäftliche Qualität vielleicht einen Unterſchied 
machen, in Bezug auf die ſachlichen Schwierigkeiten aber durchaus nicht. 
Es bleibt immer die Frage zu löſen, ſo lange nicht ein eigentlicher Landes⸗ 
gen im Elſaß reſidiren würde, was doch auch wiederum feine Schwierig: 
eiten in der Löſung und Herſtellung hat, die Schwierigkeit: wie correſpondirt 
der nothwendig in Berlin reſidirende Landesherr mit ſeinem dortigen Mi⸗ 
niſter, oder wie ſtellt ſich die Zufriedenheit oder die Verwaltung des Landes, 
wenn der Miniſter in Berlin wohnt. Wäre dort ein Statthalter im land⸗ 
läufigen Sinne des Wortes, fo würde der Kaiſer doch nicht auf jeden Ein⸗ 
fluß auf die Regierung verzichten können; es würde doch irgend eine mini⸗ 
ſterielle Verantwortlichkeit hergeſtellt werden müſſen, deren Sitz immer ent: 
weder in Straßburg oder in Berlin ſein müßte. Na 3 
Die Abwälzung der Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten des einen 
oder anderen Syſtems iſt für mich durchaus nicht entſchieden. Wenn die 
geeignete Perſoͤnlichkeit ſich findet, der Sr. Majeſtät der Kaiſer fein Ver⸗ 
trauen ſchenkt, ſo würde ich nicht unbedingt abrathen, eine Geſetzesvorlage 
einzubringen, welche es möglich macht, den Kanzler davon zu dispenſiren, 
und einen meinethalben in Straßburg wohnenden Miniſter als oberſten 
Beamten für Elſaß⸗Lothringen zu haben, dem außer Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
Niemand etwas zu ſagen hat. So würde alſo dann gewiſſermaßen eine 
Cabinetsſecretär⸗Correſpondenz zwiſchen dem Landesherrn und dem Miniſter 
die Verbindung bilden, die von Berlin nach e reicht. Es iſt das 
ja nicht unmöglich, wir haben ähnliche Verhältniſſe in She in Bezug 
auf Holland, in Norwegen in Bezug auf Schweden, in Ungarn in Bezug 
auf den öſterreichiſchen Staatsverband, aber überall unter ſolchen Umſtän⸗ 
den liegt die eigentliche Schwerkraft der Regierung in den parla⸗ 
mentariſchen Körperſchaften, die dieſe Länder vertreten. Es ſind im Grunde 
nicht die Statthalter, ſondern in Luxemburg, Norwegen, bis zum dualiſtiſchen 
Oeſterreich⸗Ungarn regiert dte Landesvertretung. Ich hoffe, daß wir auch in 
Elſaß⸗Lothringen mit der Zeit eine Landesvertretung haben können, die dem 
Reich verbürgt, daß ſie im Stande iſt, ihr politiſches Schwergewicht auf die 
Entſchließungen des Reichslandes auszuüben. Wir haben dafür ja immer 
den Barometer der Wahlen für den Reichtag. Augenblick möchte ich nicht 
dazu rathen, daß ein ähnliches Schwergewicht, wie es in Luxemburg und 
Norwegen der Landesvertretung für die politiſchen Entſchließungen des 


Aber ich gebe, wie geſagt, die Hoffnung nicht auf, daß die dortige Be⸗ 
völkerung ſich von dem Druck einer Vergangenheit, von dem Druck einer 
Gegenwart, die auf ihr laſtet, ſich mehr und mehr emancipiren wird, ſich 
mit freudigem Sinne als dem Deutſchen Reiche zugehörig fühlen wird. Der 
Grund, warum ich überbaupt in dieſer Frage, obgleich ſch vorher ſchon ab⸗ 
gerathen habe, das Wort nabm, war, daß der Vorredner den Appell an 
den Regierungstiſch richtete, ſich darüber zu äußern und daß ich für meine 
Perſon in der Lage bin, ihm eine mehr ermuthigende als ablehnende 
Antwort in der Sache zu geben, wenn ich ſie in Form bier auch zurück⸗ 
weiſen muß. (Lebhafter Beifall) h 

Die Discuſſion wird — Die Anträge Frankenſtein, Hänel und 

nt, desgleichen Antrag Reichenſperger auf Strei⸗ 
chung der Worte „auf Antrag des Reichskanzlers“ in § 1 der Vor⸗ 
lage in namentlicher Abſtimmung mit 201 gegen 79 Stimmen abge⸗ 
lehnt 66 Socialdemokraten enthalten ſich der Abſtimmung) und werden die 


Sd 1 und 2 mit großer Majorität in der urſprünglichen Faſſung der Re⸗ 


entgegen. — Geſtern nach dem Thee verabſchiedeten Sich bei den 


gierungsvorlage unverändert angenommen. Dagegen ſtimmen das Cen⸗ 
trum, die Fortſchrittspartei, die Polen und Socialdemokraten. Um 5% Uhr 
vertagt ſich das Haus, um die weitere Berathung der Vorlage Sonnabend 
12 Uhr zu erledigen. 


Berlin, 8. März. [Amtliches] Se. Majeftät der König hat dem 
Pfarrer und Local⸗Schulinſpector Föbrer zu Giersbagen, im Kreiſe Brilon, 
den Rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Schullehrer, 
Organiſten und Küſter, Cantor Thies zu Gifhorn und dem Königlichen 
Schloßkaſtellan Stautz zu Wabern, im Kreiſe Fritzlar, den Königlichen 
Kronenorden vierter Klaſſe; dem Sattelbockmacher Carl Benkmann bei der 
Artillerie⸗Werkſtatt ge Danzig das Allgemeine Ehrenzeichen; ſowie dem 
Handlungsgebilfen Olto Arendſee zu Oranienburg die Rettungs⸗Medaille 
am Bande derliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den Salzwerks⸗Director, Bergrath Pinno 
zu Staßfurt, und das Mitglied der Bergwerks⸗Direction zu Saarbrücken, 
Bergrath Nöggerath, zu Ober⸗Bergräthen ernannt; und dem prakliſchen 
Arzte Dr. Moritz Kirſtein in Berlin den Charakter als Sanitätsrath; ſowie 
dem Schornſteinfegermeiſter Friedrich Benzinger zu Hannover das Prä⸗ 
dicat eines Königlichen Hof⸗Schornſteinfegermeiſters verliehen. 

Den Fabrikanten Weber u. Miller zu Bockenbeim bei Frankfurt a. M, 
Dörr u. Reinhardt zu Worms, Hermann Gerhardus zu Wien 
und der Actien⸗Geſellſchaft für Leder⸗Fabrikation in München iſt die 
Medaille für gewerbliche Leiſtungen in Gold, den 1 H. R. 
2 Wien, Ph. Swiderski zu Leipzig, Bruno Rudolph zu Ber: 
lin, der Berliner Maſchinen⸗Treibriemen Fabrik (Adolph Schwatz u. Comp.), 
den Fabrikanten Franz Braun in Zerbſt, Wolff u. Robie zu Walsrode, 
G. Zingraf zu Bonames, A. Fritſche zu Oſterwieck im Harz, Siegfried 
ien a zu Aachen, Eugen Krebs 8. Regensburg, W. Martins zu 

ien und dem Schuhmachermeiſter J. H. Auſchrath in Berlin die Mer 
daille für gewerbliche Leiſtungen in Silber verliehen worden. 

Der Gerichls⸗Aſſeſſor Hummel iſt unter Ernennung zum etatsmäßigen 
Jutendan ere die in der Militär Verwaltung angeſtellt und der Corps⸗ 
Intendantur des VI. Armee⸗Corps zugetheilt worden. 

Berlin, 8. März. [Se. Mafeſtät der Kaiſer und König] 
nahmen im Laufe des heutigen Tages Vorträge von dem Handels- 


Miniſter Dr. Achenbach und von dem Polizei⸗Präſtdenten von Mabat 


Kaiſerlichen Majeſtäten Se. Hoheit der Erbprinz und Ihre Köntgliche 
Hoheit die Erbprinzeſſin von Hohenzollern vor Ihrer Rückkehr nach 
Sigmaringen. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
begleitete geſtern früh Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit den Kron⸗ 
prinzen Erzherzog Rudolf von Oeſterreich bei Hoͤchſtdeſſen Abreiſe um 
8% Uhr nach dem Potsdamer Bahnhofe. Gegen Mittag empfing der⸗ 
ſelbe den Capitain zur See Kühne und demnächſt den Staats⸗Mi⸗ 
niſter a. D. von Selchow. Nachmittags um 4½ Uhr empfingen die 
Hoͤchſten Herrſchaften den italieniſchen Botſchafter Grafen Launayh. Um 
5 Uhr fand ein kleineres Diner ſtatt. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 8. März. [Zuſammentritt der Conferenz 
in Berlin. — Provinztal⸗Landtage von Oſt⸗ und von 
Weſtpreußen. — Uebernahme der Berliner Stadtbahn 
durch den Staat. — Neuer rum äniſcher Zolltarif.] Die 
Conferenz iſt nun geſichert, ſie wird ohne Zweifel zuſammentreten und 
zwar in Berlin. Da dieſer Ort zuerſt vorgeſchlagen; dann von hier 
aus abgelehnt worden, ſo kann man in der jetzigen Annahme ein 
Zeichen erblicken, daß die Regierung ihren Freunden auch damit einen 
Dienſt erweiſen will. — Der erſte Provinziallandtag der neuen 
Provinz Oſtpreußen wird am 2. April, und der der Provinz Weſt⸗ 
preußen etwa acht Tage ſpäter einberufen werden. — Nachdem in 
Bezug auf die dem Landtage zuzuſtellende Vorlage, die Uebernahme der 
Stadtbahn durch den Staat betreffend, ein Einverſtändniß zwiſchen 
dem Handelsminiſter und dem Finanzminister erzielt worden, iſt Die: 
ſelbe behufs definitiver Feſiſtellung in die Wege geleitet worden, welche 
für die Behandlung von Geſetzentwürfen vorgeſchrieben find. Es 
gehört dazu die Prüfung durch das Staatsminiſterium und die Ge: 
nehmigung des Königs, welche letztere von der „National⸗Ztg.“ nur 
irrthümlich als bereits erfolgt gemeldet wird. — Man kann 
indeß erwarten, daß dieſer Angelegenheit eine beſchleunigte Grlebtgung 
zu Tbeil wird, jo daß fie dem nächſten wieder zuſammen⸗ 
tretenden Landtage wird vorgelegt werden können. Die 
Stellung des Abgeordnetenhauſes zu dieſer Vorlage darf wohl 
als eine günſtige betrachtet werden, wenigſtens glaubt man in parla⸗ 
mentariſchen Kreiſen, daß das Abgeordnetenhaus die Annahme aus⸗ 
ſprechen wird. — Durch die Verhandlungen, welche zwiſchen Oeſter⸗ 
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reich⸗Ungarn und Rumänien zur Ausführung des Artikels 11 der] wäre das in der That ein ſchlechtes Belſpiel geweſen. 


N Der Papſt mu 
zwiſchen beiden Ländern beſtehenden Handels⸗ und Schifffahrts⸗Con⸗ zeigen, daß er beſtändig im Gefängniß iſt, die ganze Wel Wh . : 
vention vom 22. Juni 1875 ftattgefanden haben, tt nunmehr ein ben, daß er den Vatican nicht verlaſſen kann. Wenn er auf dem 
neuer Zolltarif für Rumänien feſtgeſtellt worden, welcher auch, wie Platz St. Peter erſchienen oder nach St. Johann vom Lateran ge⸗ 
vorgeſehen worden, gegenüber den Staaten zur Anwendung kommt, gangen wäre und wenn das Volk ihm zugerufen und feinen Segen 
mit welchen Rumänien Handelsconventlonen abgeſchloſſen hat. verlangt hätte, was wäre dann aus der Legende geworden? Auf 
( Berlin, 8. März. [Der Berliner Congreß. — Fort⸗ eden Fall muß der Nachfolger Petrt in Ketten liegen und den ſtrah⸗ 

beſtand der Gentrumspartei.] Die deutſche Regierung wird in lenden Engel erwarten, der ihn befreien wird. 
den nächſten Hey die formelle Einladung und die e 
mung für den Congreß durch ein Gircularfchreiben an die Tractat⸗ 
mächte ergehen laſſen, doch glaubt man in halbamtlichen Kreiſen Provinzial-Zeitung. 

+ Breslau, 9. März. e 

d. M. fand auf dem biefigen Gymnaſtium zu Maria⸗ Magdalena die 


annehmen zu dürfen, daß der Congreß erſt nach den Geburistagäfeier: 

lichkeiten des Kaiſers beginnen und die Eröffnungsſitzung jedenfalls] 8. 

von Fürſt Bismarck präſidirt werden wird. Die Mitglieder des Con⸗ mündliche Abiturienten⸗Prüfung ſtatt. Es hatten ſich in dieſem Winter⸗ 

greſſes werden den Vorſitz gemäß dem diplomatiſchen Uſus dem deutſchen] Semeſter vierzehn Ober⸗Primaner zu dieſem Examen gemeldet. Nach been: 

Reichskanzler anbleten und dieſer wird den Ehrenpoſten nicht aus⸗ De einten een Br zwei 1 zurückgetreten. Drei 

ſchlagen können. Graf Andraſſy hat im Hinblick auf den perſönlichen pliche u er n Nee ‚ bonzfaliher chr de eikungen . 47 
3 mündliche Cramen erlaſſen. Die übrigen neun Eraminanden beſtanden 

Einfluß des deutſchen Reichskanzlers den Antrag auf Abhaltung der ſämmtlich die mündliche Prüfung, jo daß alſo zwölf als reif für die Uni⸗ 

Conferenz in Baden-Baden zurückgezogen, weil die Reichstagsgeſchäfte] verſität entlaſſen werden konnten. { 

dem Fürſten Bismarck nicht geſtatten, Berlin zu verlaſſen. Ohne N. Ueber die in der Stadt Brieg auftretenden Typhus⸗ 


> Erkrankungen] haben im Auftrage der königl. Regierung eingehende 
Zweifel wird ein Stellvertreter des Vorfigenden ernannt werden, Erhebungen Seitens des Regierungs⸗ und Medicinalraths D 9 
welchem der größte Theil jener Conferenzgeſchäfte zufallen dürfte, e e b Mei dad üer 


deren | Zuziehung des Magiſtrats⸗Dirigenten, der Kreis⸗Medicinalheamten und d 
Bewältigung der Geſundheitszuſtand des Fürſten nicht zuläßt. 2 


Ueber | betreffenden Anſtaltsärzte am 6. d. M. an Ort und Stelle ſtattgefunden. 
die Localttäten, in welchen die Sitzungen abgehalten werden, find noch Es bat ßch bierbei ergeben, daß ſeit Gar Januor d. J. unter den In⸗ 
keine Beſtimmungen getroffen, doch nimmt man an, daß der Reichs⸗ e an e er e g Ka en ‚exe 
kanzler feine neue Amtswohnung dem Congreß zur Verfügung ſtellen] nes Ein der dad 2 en si, 
anz 0 greß z beſteht, ſofort in der ſtädtiſchen, ſehr günſtig gelegenen und zweckmäßig ein⸗ 
werde. Ueber die Auſpicien des Congreſſes können wir heute nur gerichteten Contagien⸗Barake untergebracht worden find. Dieſe am Typhus⸗ 
flüchtig verzeichnen, was in hieſigen ruſſiſchen Kreiſen an mehr oder en de ud r 1 nh fielen don aß das e ae 
weniger autoriſirten Andeutungen fallen gelaſſen worden iſt. Man | Atant en Krantheuskeim von außen importirt. Außer⸗ 
ſagt, daß die Dispositionen des Kaiſers von Rußland zwar conclliatoriſch Ein Ae 8 ee ab i 
find, aber daß gegenüber den Wünſchen Oeſterreichs auf Einſchränkung pflegte weibliche Perſon find am Tyohus geſtorben. — Von einer Typhus⸗ 
der Stipulationen des ruſſiſch⸗ türkiſchen Präliminarfriedens ein ent⸗ Epidemie in der Stadt Brieg kann hiernach zur Zeit nicht die Rede fein, 
ſchiedener Widerſtand Gortſchakoſſs zu erwarten fieht. — Von ultra- | md Be e eee e e e 
montaner Seite ſieht man mit ſouveräner Verachtung auf jene Combi⸗ Gefahr einer Weiterverbreitung des Typhus vorzubeugen. — Im Kreiſe 
Sen n e ce e = 5 — ee 1 Brieg find Erkrankungen am Flecktvphus bis jetzt nicht vorgekommen. 
Centrumsfraction unſerer geſetzgebenden Körperſchaften in Verbindung brin⸗ TOT Re re 


Am 7. und 


Excellenz ſelbſt, an der gegenwärtigen Organiſation, der parlamen⸗ 
tariſchen Partei, ſeſthalten. Dies ſei um fo nothwendiger, als es 


Ueberzeugungen ſeſthält. Es würde über die Köpfe feiner gegenwär⸗ 
tigen parlamentariſchen Führer hinweg neue Abgeordnete wählen, | M 
welche den Kampf mit der Staatsgewalt fortzuführen hätten. Ueber⸗ = 
dies ſei es unwahr, daß Leo XIII. 


; W. Nicolai, 8. März. [Un wetter.] Heut Vormittag um ½ 10 Uhr 
O Paris, 7. März. [Die parlamentariſche Commiſſion zog über unſere Stadt ein Gewitter, welches mit Ardeche e 


zur Unterſuchung der Wahlen und ihre Gegner. — Zur nee und Regen begleitet war. Hiernach dürfte auf einen Frühlings⸗ 
Papſtkrönung.] Die große parlamentariſche Commiſſion, welche Aang nur toleubermöhla zu 8 — f f Feine 
ſich mit Unterſuchung der Wahlmandver des 16. Mai befaßt, iſt zum l 

erſten Male auf einen nennenswerthen Widerſtand geſtoßen. Sie 
ſchickt bekanntlich ihre Delegirten in die verſchiedenen Departements, 
um an Ort und Stelle die Materialien ihres Berichts zu ſammeln 
und die Ansſagen der Augenzeugen aufzunehmen; und um ihrer 
Unterſuchung großeren Werth zu geben, läßt ſie dieſen Zeugen den 


Eid abnehmen. Die Delegirten haben bisher in allen Bezirken, wo] Frankfurt a. 55 
C ] Londoner Wechſel 20, 397. Pariſer Wechſel 81, 57 i 
fie erſchienen find, die bereitwilligfte Aufnahme von Seiten der Be Wade 10, an h mische Westbahn 149. Lliſabelbahn 144 8 


Man weiß, daß 


miffion zu unterſtützen, ſoweit es ihre Amtsdiscretion zuläßt. 
Anweiſung hatte auch der Juſtizminiſter Dufaure den Gerichtsbeamten 
ertheilt. Aber in Angers haben ſich drei Maglſtratsperſonen gefunden, 
welche auf die Rundſchreiben Dufaure's keine Rückſicht nehmen: ein Unter⸗ 5 
%. do. Oftbahn-Obligationen 63 


ſich jedoch weigern, den Eid zu leiſten. Der Präſident der Commiſſion, el 5 
Albert Grévy hat ſich daraufhin bei dem Juſtizminiſter beſchwert. Es Fenn ee 9 
fragt ſich noch, welche Entſcheidung derſelbe treffen wird. Dieſer] Ruſſen —. 

Widerſtand der Richter von Angers fällt zuſammen mit der Veröffent⸗ ) per medio reſp. per ultimo. 


amburg, 8. März Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
lichung einer Conſultation von reactionären Rechtsgelehrten. Nach dem PB 115 5 Eiiberrenie 57% Golbrente 63%, Credit Acten 1 


16. Mat wählte die republikaniſche Mehrheit ein Juriſten⸗Comité, i 

welches während der ganzen Dauer der Krſſe beauftragt blieb, über FA A Se 12% de 71% Seb 6 
die rechtswidrigen Handlung der Maiminiſter und ihrer Agenten ein] Norddeutſche 136%, Analo⸗deutſche 31%, Intern. Banl 73%, Amerikaner de 
oͤffentliches Urtheil zu fällen. Das Comité hat der republikaniſchen 1885 94%, Köln⸗Minden. t 92, Nein. Cifenb. do. 106%, Berg. 
Sache die größten Dienſte geleiſtet und feine Gutachten haben jeden⸗ 1 > 5 Harten br. 500 Gr. ſem Mt. 50, 00 Br., 79; 00 Gd. 

falls viel dazu beigetragen, die öffentliche Meinung aufzuklären und Vechſelnstirun en: London lang 20, 31 Br., 20, 25 Gd. London kur 
den republikaniſchen Wahlſieg vom 14. October herbeizuführen. Es] 20, 43 Br., 20, 5 Gd., Amfterdam 167, 65 Br., 167, 05 Go., Wien 
war den Herren de Broglie und er Fourtou ſehr unbequem, aber fie un Be, 5 a 80, 80 Br., 80, 40 Gd., Boteröburger 
fanden kein Mittel ſich feiner zu entledigen. Die reactionäre Minderheit | Wechſe ' U . 5 5 g 
iſt nun nach dem 14. December auf den Gedanken gekommen, dies Hamburg, 8. März, Nachm. [Getreidemarite Menen Isco rubig, 


N i R loco ruhig, auf Termine flau. Weizen pr. 
Verfahren nachzuahmen. Sie hat auch ihrerſeits ein Comite ernannt, Aal die 09 Fr, 207 Gd. per Ja Jul 85 1000 Kilo 2 Nr 
welches umgekehrt die Handlungen der republikaniſchen Regierung und 211 Gd. Roggen ver April⸗Mai 148 Br., 147 Gd., per Juni⸗Juli den 
Mehrheit kritiſiren ſollte. Daſſelbe ließ bis jetzt wenig von ſich hören, 1000 Kilo 146 Br., 145 Go. Hafer ruhig. Gaſte vubig, Auodl matt. 


. 5 i per? . 69%. — Spiritus matt, pr. März 42%, 
aber gegenwärtig rückt es mit der erwähnten Gomfultation heraus, peil 4858. ber Mol, Jun 44, br. Junt Jult pr. 1000 fiber 100% Ange 
worin gezeigt wird, daß kein Bürger gehalten ſei, vor der Unter: | Kaffee ruhig, Uimſaßz 1500 Sack. Petroleum matt, Standard wbite loco 
rang . der Kammer zu erſcheinen, ihr einen Eid zu 10, 1 a 10 2 Pe 10, 65 Gd., pr. Auguſt⸗Dece 
leiſten oder irgend welche Actenſtücke auszuliefern, daß ferner 12, — Wetter: rmiſch. g 
5 5 5 Wechſel 
die Zeugen, welche vor der Commiſſion gegen Dritte ausſagen, von en 225. Nachm 5 Ubr an 


6%, do. Hamburg 3 N 
0 274, 1864er Prämien⸗Anlei empelt, 2889 
3 M. M. r Prämien 78500 Vece Raff 52 


dieſen Dritten wegen Verleumdung vor Gericht belangt werden können do. Paris 32 
u. ſ. w. Zu den Unterzeichnern dieſer Conſultation gehören Delſol, 1866er Prämien⸗Anl. (geſtplt.) 2887, 1 0 7. e Luſfiſe 
Grivart, Clement und Antonin Lefevre⸗Pontalis. — Die ultramon⸗ N 85 4% Ba Bodencredit⸗Pfandbriefe 110%, Ruſſen de 1873 12044, 
tanen Blätter jammern darüber, daß der Papſt Leo XIII. ſich gewifjer- | Pribatoisc. . 
maßen bei verſchloſſenen Thüren im Vatican habe krönen laſſen]z e lber cg 0 el 5. 28 er gr rk yo 
müſſen und fie thun fo, als ob der Papſt damit einem äußeren Drucke loco 42, 00. Leinſaat (9 Pud) loco 16, 00. a etter. 
gefolgt wäre. Louis Veuillot vom „Univerd‘’ iſt in dieſer Be⸗ Peſt, 8. März, Vorm. 11 Ubr. L’Bropuctenmartk] 
ziehung beſonders unterhaltend. Er ſchiebt natürlich alle Schuld] Geſchaft unentwickelt, Termine matt, Sn l Bard 7 30G. = = 25 
der italleniſchen Regierung in die Schuhe, welche das roͤmiſche Volk 1 Dec MEONIeh — — Mais, Ba g 7. y 
eines großen Feſtes und einer unoergleichlichen Öffentlichen Ceremonie] Paris, 8. März, Nachm. [Productenmarkt.] (Schlufberiht.) Weizen 
beraubt habe. Er wird dabei ſehr poetiſch und thut unter Anderen] ruhig, pr. N00 31, 25, per April . per Mai⸗Juni 31, 25, per Mais 
den merkwürdigen Ausſpruch: „Der Menſch iſt das einzige Gejchöpf, | Auguft 31, 00. .‘Blebl ruhig, per 65, 50, pr. April 65, 50, pr. 
„ Mai⸗Juni 65, 50, per Mai⸗Aug. 65,50. Rüböl weichend, per März 93. (0. 
welches ſingt, welches Prozeſſionen macht und welches wirklich gehor il 93, 00, per Mai⸗Auguſt 92, 25, per September, Deebr. 90, 25. 
ſame Zlügel  befigt.“ John Lemoinne bemertt in den Sebals 7: Spirinns ruhig, ver März 26, 2, ber Mal Auqut 60, 25. — Meer: Bes 
„Was iſt der wirkliche Grund der Unterdrückung der öffentlichen Cere⸗ deckter Himmel. 
monie? Die religlöſen Blätter behaupten, daß man Tumult] Paris, 8. März, Nachm. Rohzucler feſt, Nr. 10,13 pr. März pr, 100 
Kilogr. 56, 75, Nr. 5 7/9 pr. März ver 100 Kilogr. 62, 75. Weißer Zucker 
und feindliche Kundgebungen in dem großen Dome von St. 8 du. 3 bi. 100 Rildgt- br. März 67, 00, pr. April 67, 25, ver 
Peter befürchtet hat. Es iſt wahrſcheinlicher, daß man Kundgebungen 1 5 En dr 1 3 rz 67, 00, pr. „25, 
ganz entgegengeſetzter Art vorausſah; Was man vor Allem befürch⸗ f Havannazucker feſt. 
tete, war, daß der Papſt ein Volk auf den Knien vor ſich ſähe. Es 


Weizen loco 
r. — 


London, 8. März. 7 
Antwerpen, 8. Marz, Nachmittags 4 Uhr 30 M. [Getreidemarkt.] 


8 Weizen ruhig. Roggen underändert. Hafer dernachläſſigt. 
erſte rubig. 
Namen ger, 8. März, Nachmittags 4 U. 30 M. [Petroleummarkt.) 
(Schluß bericht.) Raffinirtes, Tove weiß, loco 27% bez., 27 Br., ver 
März 27% bez. und Br., pr. April 27 bez., 27% Br., pr. Septbr- 30 Br., 
per Septbr.⸗December 30% Br. Weichend. 5 

Bremen, 8. März, Nachm. Petroleum rubig. (Schlukberiht.) Standard 
white, loco 10, 80, per April 10,90 bez., pr. Mai⸗Juni 11, 20, pr. Auguſt⸗ 
December 12, 10. 


Berliner Börse vom 8. März 1878. 


Fonds- und Gold-Caurse. Weohsel-Course. 
Deutsche Reichs- Anl. 1. | 26,50 bac Amsterdam 168 Fl. . 8 2.13 168,50 br 
Vonselidirte Anleihe, . 4½ 108.90 bz& do, 5 2 K. 1167.90 ba 
do. do. 1876. | 96,70 ba London 1 L str.. E. 2 200,305 02 
Staata-Anleihe . q 498.90 b Paris 100 Fres .. 8.7.2 | ALS ba 
Btaats-Schuldscheine ½ 92,90 ba Petersburg 100 M... 3 K. 5½ 222.28 dx 
Präm,-Anleihe v. 1855 3 139 bz Warschau 160 SR,,. 8 T. 57% 222,9 ba 
Berliner Stadt-Oblig 15 en — Wien 100 Fl. 8 T. 4½ 170,65 bz 
EL . E. ER I „41 
f n sus — do. do 2 K. 4½ 16068 bs 
27 do 20 8 2 
S . 
EN 57 l Eisenbahn-Stamm-Aotlen 
o. Ludsch. Ord. 4½ — — 7 
..4 95,00 dad Divid, pro] 1876 | 1877 Zf. 
Elschtesische .. % 85.25 ds JAachen-Mastricht.| 1 | lere 
Lndschaftl. Centralſd | 95,20 bz Berg. ‚Märkische, . 394 | — 4 2a 5 
/ Kur- u. Neumärk, 4 96,70 bz Borlin-Anhalt . 6 — 4 1 
2 3.7 Berlin-Dresden 0 — 4 10.30 bz 
= Pommersche ....[4 | 95,10 bz In- Dresden 
N posensche 4 | 95.70 bz Berlin-Görlitz.. . . ” — r: — I 
2 D 560 Berlin-Hamburg, . — . 2 
r eee 
3) Westfal. u. Rhein. 4 | 98,50 K : 2 
ala ee [mio ee ee 
1 i 774 198,70 da . Westbahn. — 4,4 
Badische Pram-Anl. % |121,70 d2 |Betslau-Freib,...|8 |— 4 | 8500 ba 
Baterische 4% Anleihe 1121,25 B Söln Minden 5½ |— 9200 bz 
Köln-Mind.Prämiensch. 3½ 11 1.25 beg Dux-Bodenbach,B.| 0 — 14 | 14,00 etbz6 
Sächs, Rente von 187613 | 7290 B 5 7 — 4 a ba 
N A — alle-Sorau-Gub. ‚| 0 — 4 14,50 B 
Kurh. 40 Thaler-Loose 243,25 ba Hannover- Altenb.] 0 — 4 | 11:0 bs 
Tadische 35 Fl.-Loose 134,50 bad Kaschau- Oderberg] 4 — s 14450 bz 
V schw. Främ.-Anleihe 81,90 bzB Kronpr. Rudolfb, .| 5 — 6 40,20 bz 
re L 137.50 B Ludwigsh.-Bexb, .| 9 4 179,00 bs 
‚denburger Loose 137, u 4 . — 4 
ä Märk.-Posener 0 — 4 60 dz 
185 Magdeb.-Halberst,| 8 — 4 1106,30 br@ 
— 2685 8 Gent Bun. 171.00 bzjMainz-Ludwigeh, .| 5 — 15 159,90 dz 
Napoleon 16,21 ba |do.Silbergd. — — Niederschl.-Märk. 4 4 44 95,50 bz 
mperials 16,67 G, Russ. Bkn, 223,15 be] Oberschl. A. C. P. E. 3½ | — 3½½ 2,76 ba 
alu "sh en 9, — 51 114.00 etbrG 
Hypotheken-Certifioate. EEE e eee 
Aru al Partial-Ob.1 10,10 ds gester br Bt-B.| Se — |& |445-46,50 ba 
pP td.d.Pr, Hyp--B. 4 ½ 94,50 bz@ Oest. Nordwestb.| 5 — 15 186% bz 
nde, a e ee dag Gees en 0 — f [13800 de 
Deutsche Epp- B-dh 9600 das echter. % — f 376 8 
Ne 5 echte-O.-U.-B. . 6% | — 26, 
a0. do , Cr 4% 100 80 r Reichenberg Para. 41 | — 4% 38.56 ba 
Kündbr. Oant- Badge % 0% W LAdeinische ... 1 L 4 0 48 ba 
nend. do. 188 (102 ba 20. Lat. . (4% geri! |4 4 | 98.50 ba 
do. rückzb. & 110/5 106,90 @ 95 
1 a 0 45 99,10 bz Rhein-Nahe-Bahn.] @ — 4 9,70 bz 
bak. Ha Pra- Crna F 
ä R Schweiz Westbahn] ½ — bs 
do. III. Em. do 102,00 did Stargard - Posener 45 4% 4% 101,5 0 
Kündb.Hyp.Schuld. 40% 100,00 6 Thüringer IIe 4 8 411486 8 
d-6.0- 506 — Mert ie. 42 | 
ar en re A Ha Warschau-Wien, .| 6% | — 4 [161,006 
mm. Hyp.-Briefe . , | 96,00 ba 
Lan. „db. U gn | 58,20 ba Eisenbahn-Stamm-Prlerltäts-Aotien 
| 1100 er. [Berlin-Göriik e e 13050 bag 
0 do. m. 6 b rlin- Görlitzer — 2 
— 80Pf.rkzlbr.m.11015 100. 78 bz@ Breslau-Warschauf ® — s | 24,50 bz 
do, 4½ do. do, m. 1004 ½ 92,76 bz@ Halle-Sorau-Gub, .| 8 — |5 | 35,006 
er Präm.-Pfäb./4 104, 78 ba Hannover-Altenb.] © — 86 24,50 
Meininger „ 
Dost. Silberpfandbr. 6½ — — Kohlfurt-Falkenb.] 0 — 6 | 20,50 ba 
do, Hyp.-Ord.-Pfdbr.5 | — — Märkisch - Posenor| 39, 5 | 78,00 
Pfäb.a.0est.Bd.-0r.-Ge.5 | — — Magdeb.-Halberst.) 31/4 | 314 3½ 68,78 bz@ 
Ichles. 8 1 99 B 8 oed 2 4. 0. - — . 2 
do. 0, 4½% 93,40 stpr, Südbabn.. . 2 
uad. Bod.-Orod.-Pfdb. ö 618218 8 Rechte-O.-U. B. 6% | — s 10700 bz 
do. do. 4½0% 4 ½ 98,39 ba 7 — N, - — 5 71,80 @ 
Bilberpfandbr. dig] — — Bahn. r du 
. IT Weimar dern. lo. I 15 IiToe 
Ausländische Fonds. 
Oest. Silber-B. (11.1. (64% 57,20 ba 8 
e ee Bank-Paplere, 
40. @olärente ...». 4 | 63,80 ba Alg.Deut. Hand-, Gf ® 2 14 | 34,00 bas 
de, Papierrento.. 4½% 53.80 @ AngloDeutscheBk.| e 00 (4 50 
40. 64er Präm.-Anl. 4 92,50 8 Berl. Kassen-Ver. 10 %½ | 8¼16](4 140,10 bz 
40. Lott.-Anl. v. 60. 5 107,10 ba Berl, Handels-Ges.] 0 — 4 68,25 bz 
do, Oredlt-Loose . . tr. = 1 85 3 8 am —— 
Loose. . tr. 256,55 B raunschw. Bank. 9 2 
„ v. 645 164,6 bz Bresl. Disc.-Bank,| 4 — 4 | 60,00 
. do. 1866 164,00 baB Bresl, Wechslerb.) 59, | — |j4 | 7010@ 
de. Bod.-Ored.-Pfdbr.ſ6 76,80 bz eee Pi 5 r a 8 
do, Gent,-Bod.-Or.-Pfb.5 | — — anziger Priv.-Bk. — hi 
Auss.-Poln. Schatz-Obl.|d | 80,90 bzB Darmst. Oreditbk.| 6 — 4 1108,90 bz 
Poln. Pindbr. III. Em. 4 | 67,10 bz Darmst, BE * — 1 er bis 
"Poln, Liquid.-Pfandbr.|4 | 59,50 ba Deutsche Ban — 90,40 ba 
Amerik, rücks. p. 18816 102,20 bz do. Reichsbank 6½ | 6,29 4¼ 168,60 bz& 
40. do. 188566 — — do, Hyp.-B. Borlin| 8 7 (4 25 bad 
do. Anleihe 1 5 Kun; DIR: r - — f a we. 5 
Ital. neue 60% Anleihe/5 * 5 ult. — 9 
kal. Tabak-Oblig 12806  |Genomensch-nak Eis — f | ®6 15.6 
Maab-Grazer 100Thlr.L|4 | 70,80 bz 0. unge — x 
Bumönische Anleihe. 8 — — Goth. Grundcredb.| 8 8 4 101,50 b 
Türkische Anleihe. 8.50 etbaB 10 105% 4 123,25 bz@ 
"Ung.50/,8t.-Eienb.-Anl.|5 70,40 bz 51½ 6 4 100,90 B 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — — LI 6 483,00 
Finnische 10 Thir.-Loose 370 bz 886 — 4 | 45 @ 
Türken-Loose 25,50 bz Leipz. Ored,-Anst.| 6 5% 4 105,90 8 
Luxemburg. Bank| 6 — 4 | 96,59 bad 
Elsenbahn-Prlorltäts-Adtlen. Hagdeburger do. | 6 5% % 106,80 6 
Bergz.-Märk. Serie II. 4½ 100.50 B Meininger do, | 2 — 4 | 74,00 bad 
do. III. v. Stöljug.i3il,| 85,50 bz Nordd. Bank. 8 81% |4 136,50 0 
0. VI. 4½ 100 @ Nordd,@Grunder.-B,| 8 5 4 | 7500 B 
do, Hess, Nordbahn. 8 103,28 bz Oberlausitzer Bk. 19, 3 4 89,00 bz& 
Berlin-Görlitzu..... 5 101,0 Oest. Ored,-Actien] 1¼½ | 81/g 4 399401499 ½ 
la. Frelp Litbrr. 4½ 9150 c r Bod: Gr. Ler-. 88 18996 526 
Broslau-Freib.Li 4½ 97, r. Bod.-Cr.-Act.-B. 5 2 
do. Lit. 0 4½ 95,10 8 Pr. Cent.-Bod.-Ord.| 94 | — |4 11628 bzB 
do, do. J. 4½ 98,76 6 Sächs. Bank. 8 2 4 10380 erb 
Bio, do, K. 4½ 93,50 =; Schl. 3 2 — 740 gl 
40. 187606 10190 Thüringer Bank. — 
Oöln-Minden III. Lit. A. 4 | 94,00 B Weimar. Bank 0 — 435,80 bz@ 
de. En 1 er 42 Wiener Unjonebk.] 1½% — 14 | — 
2 


0. V. 92,50 bz 
Malle-Sorau-Guben . 4½ 101,75 bad 
Aennover. Altenbeken. Kun %,00 @ 


Märkisch-Posener . In Liquidation, 


Hamb. Vereins-B, 
Hannoy, Bank. 
Königsb. Ver.-Bnk. 
Lndw.-B.Kwilecki, 


Bu Btaateb, E Dex r — Berliner Bank. — — fte, 5” 0 
do)’ do. Opf. Ee U.! | 25 ba Bert. Wechsler. | I ff. 39 8 
se. do. III. Ser./4 | 95.00 B Centralb. f. Genos.— ftr. | 1100 0 

@borschlos, A. .....4 | — — Deutsche Unionsb.| -- , | —- fr. | 15,50 8 

40%. 3 Dis Eu. Schuster u. C.“ 0 le Te 
20. 108 Moldauer Lds.-Bk. 0 — fte. 11 6 
w e e e 
m iur de 2 y . t- 3 =. he 
le nme « a Bäche. Ored.-Bank| 8½ — If E 0 
En wahnee 4/10 0 be JAL. Vereinsbank! ö — tr. 63,00 & 
45 won 1555 405 12 102.00 bak — —ð22.. • — nen 
o. ven . 4 | 91,20 bz@ u 
20. von 1874.400100, 10 & Industris-Paplers. 
do, Brieg-Nelssef4½% — — Berl.Eisenb.-Bd-A.| 0 — ftr. 636 8 
do, Oosel-Oderb,/4 | — — D. Eisenbahnb.-G.] 0 — 4 630 bz 
40. do. 6 103,5 . do, Reichs-u,Co.-E.| 0 — 4 | 69,00 bas 
do. Stargard-Posenſ! | — — Märk. Sch. Masch. G 0 — 4 18.00 bzB 
do, do. II. Em. 4 Nordd. Gummifab.| 5 4 14 6,00 0 
F do. do. III. Em. 4½ — — Westend, Com.-G. 0 — ftr. — — 
40. Narschl. Zwgb. 3 ½ — — e e > 
A HELEN Hyp.-Vers.-Act. 1% | 7 4 | 95,00 bz 
2 9 B. 5 - is 2 Schles, Feuervers. 18 — 4 1720 6 
5 do. „ do, 4½ 99,60 bzB Benn 
— ersmarkhütt. 3 ut 256 
Sade. Eisenbahn 4½ Do 1155 2 za 1 1 125 
228. önigs- u. Laurah.| 2 — 4 R 2 
2 rm A5 659,30 b2G Lauchhammer. . .| 0 — 14 18,00 bz 
do. IL Emission . 6 | Sl bz Marienhütto . 6 — 467,00 5 
Prag-Dux. ...,....fr | 21,50 ban OSchl.Eisenwerke) 0 — 42 
hl. Carl-Ludw-Bahn.|ö | 87,25 bac [Bedenhütte, 0 — 4 2% B 
do. do, neues | 85.60 dz Schl.Kohlenwerke| 0 — 4 5,50 B 
Kaschau-Oderberg . 02 ba Schl. inkh.-Aetien 7 — 4. 83 bas 
ng. Nordostbahn . 3 | 67.75 ba do, - 8t.-Pr-Act.| 2 — [äth| 90,00 8 
Mag. Ostbahn. 5 | 55,40 bag jTarnowitz. Bergb.| 0 o 1 32,0 E 
Auamaberg-Osernowitu ui 68,75 ba Vorwärtshütte, „.| @ 44 — — 
1 40. do, 5,70 — 
Ado. do, III. 6% bz IBaitischer Lloyd. — fer. — 

j che Grenzbahn.]6 10 ey 8 25 0 r ne 

q N „ fr. 12.28 res Wagen — 5 2 
7 5 n tr. | 15,80 8 do, ver. Oelfabr.] 31, ı — 447,0 6 

Kronpr. Rudolf. Bahn % | 67,25 bzB Erdm. Spinnerei . 0 — 14 1,8 8 

Mesterr.-Französische. 3 1 ba Görlitz. Eisenb.-B.] 1% 1 — 4 46,50 B 

a e eee eee 
„ sü 3 230,26 bz . Eisenb. — 4. 8 
vüdl, Btantabahn 13; 2390 bs Scl. Lelneniad. 8% 4 80 5 
Odligatonens | 81,20 bzB do. Porzellan| © 119.14. 532,00 B 
Eisenb.-Oblig.|6 | 72,00 bac | Wilhelmsh. MA. „| ® ze] 
Wärschau-Wien II.. 5 | 94,00 * 
do, III. . 5 | 91,90 bzB . 
40. IV. . 6 83,10 bz@ Fark Dizcont 4 50 
f do, V. . 8 | 76 bz Lombard-Zinsfnss 5 pas. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.-Burean.) 

Wien, 8. März. Die „Polit. Correſp.“ meldet unter allem Vor⸗ 
behalte aus Bukareſt: Die Ruſſen hätten am 6. Marz die Rumänien 
gehörenden beſſarabiſchen Städte Ismail, Cahul und Bolgrad beſetzt. 
Ein Miniſterrath unter dem Vorſitz des Fürſten ſoll ſtattgefunden 
haben, um einen Proteſt gegen die Occupation an die Mächte zu 
beſchließen. 

Verſailles, 8. März. Deputirtenkammer. Der legitimiſtiſche 
Deputirte Baudry d' Aſſon lenkte die Aufmerkſamkeit der Regierung 
auf einen Artikel des Journals „Révell“, in welchem den Katholiken 
ſchuldgegeben wird, daß fie Verſchwrer ſeien und zu einem Kriege 
mit dem Auslande ſchürten. Der Conſeilpräfident und Juſtizminiſter, 
Dufaure, gab zu, daß der Artikel ein heftiger ſei, erklärte indeß, 
für die Regierung liege kein Anlaß vor, ohne Weiteres einzuſchreiten, 
es müſſe den Beſchuldigten überlaſſen werden, ſelbſt die Initiative zu 
einer gerichtlichen Verfolgung zu ergreifen. 

Nom, 8. März. Die Kammer wählte mit 227 von 384 
Stimmen Cairoli zum Präſidenten. Dann folgte die Wahl des Vice⸗ 
Präſidenten. 

London, 8. März. Unterhaus. 
Er kann das Datum der Conferenz nicht mittheilen. Eine geſtern 
empfangene Mittheilung Oeſterreichs ſchlägt Berlin als Conferenzort 
vor. England beanſtande nicht die Veränderung des Conferenzortes, 
demgemäß habe es bereits geantwortet. Lyons bleibt unzweifelhaft Ver⸗ 
treter Englands. 


Petersburg, 8. März. Unmittelbar nach dem Eintreffen der 


Nachricht von der Unterzeichnung des Friedens gab Kaiſer Alexander M. 


von dieſem Ereigniß feinem Ohelm, dem Kaiſer Wilhelm, telegraphiſch 
Kenntniß. Es war dies die erſte Mittheilung, die von hier aus über 
den Frieden fortging. — Als einer der Delegirten Rußlands, welche 
den Fürſten Gortſchakoff zur Conferenz betzleiten dürften, wird mehr⸗ 
fach der Fürſt Alexis Lobanow, früher Geſandter in Konſtantinopel, 
ietzt Gehilfe des Miniſters des Innern, genannt. 

Konſtantinopel, 8. März. Die Pforte richtete an die Mächte 
eine Note, welche verlangt, ſie mochten eine Preſſion auf Griechenland 
ausüben, damit dieſes den Aufſtand in Theſſalien, Epirus und Kreta 
nicht begünſtige und nähre. Wenn dieſer Schritt wirkungslos ſei, ſoll 
ein ſtarkes türkiſches Corps nach The ſſalien und Epirus geſendet und 
vom Panzergeſchwader unter Hobart unterſtützt werden. Nach Kreta 
wurden bereits Truppen geſendet. Mehemed Ali wurde zum General⸗ 
ſtabschef, Nouri zum Commandanten Kreta's ernannt. Einige tür- 
kiſche Beamte wurden wegen Rückbeförderung der türkiſchen Gefangenen 
nach Odeſſa geſendet. Prinz Haſſan iſt hierher zurückgekehrt. 

5 (Aus L. Hirſch's Telegrapheu⸗Bureau.) 
Köln, 7. März. Die „Kölniſche Zeitung“ publicirt folgende 


Depeſchen: 
Wien, 7. Marz. In der hieſigen türkiſchen Botſchaft will 


man wiſſen, Oeſterreich habe vorläufig auf die Occupation Bosniens 


verzichtet. 
London, 7. März. Die Mehrzahl der heutigen Morgenblätter 


erklaren, daß die neueſten Verſionen über die Frledensbedingungen be: |! 


deutend weitergehen, als man jüngſt erwartet hatte. Mißbillig be⸗ 
merkt wird die Zurückſetzung der griechiſchen Provinzen gegenüber den 
ſlaviſchen. 
dieſer Beziehung auf der Conferenz eine pofitive Politik zu Gunſten 
Grichenlands verfolgen. 


Wien, 7. März. Der Petersburger Correſpondent der ‚Wiener 


Abendpoff“ fehreibt, Rußland fürchte nicht einen Krieg mit England 


und werde im Falle eines Krieges Kaperbriefe austheilen, wodurch dem 
britiſchen Handel ein ſchwerer Schaden zugefügt werden würde. An 
den ruſſiſchen Küften find alle Vorbereitungen getroffen, um etwaigen 
engliſchen Angriffen zu begegnen. Die in Europa freigewordenen 
Truppen könnten in Mittelafien Verwendung finden, wo 25 Millionen 
Mohamedaner und 110 Millionen Hindus nur widerſtrebend der britt⸗ 
ſchen Herrſchaft gehorchen. 
Konſtantinopel, 7. März. General Skobeleff, welcher ſeit einigen 
Tagen hier weilt, iſt vom Sultan empfangen worden und beſuchte in 
Begleitung des deutſchen Botſchafters Aja⸗Soſia und das Seraskierat. 
Die Dioiſion des Generals Skobeleff iſt in San Stefano concentrirt. 
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Berlin, 8. März. [Börſe.] Die heutige Börſe blieb faſt geſchäftslos 
und konnte daher auch eine beſtimmt ausgeprägte Tendenz nicht zum Aus⸗ 
druck gelangen. Im Allgemeinen behaupieie ia das geſtrige Coursniveau 
und die Schwankungen, die überhaupt noch vorkamen, hielten ſich in ſehr 
eng bemeſſenen Grenzen. In zweiter Börſenſtunde gewann die Haltung 
einige Feſtigkeit, als einer Meldung des „L. H. T. B.“ zufolge der Zu: 
ſammen tritt der Conferenz kaum mehr zweifelhaft erſcheinen kann. Auch 
die weitere Nachricht des genannten Bureaus, daß nämlich bei Berathung 
der Oeſterreichiſchen Crediworlage die Oppofition die Bedingung ſtellen werde, 
daß der Credit nicht zur Beſetzung türkiſchen Gebietes verwendet werden ſolle 
war wohl geeignet, die Börſe zu beruhigen. Die Geſchäftsſtille trat indeß 
fo intenſiv auf, daß auch die internationalen Speculalionspapiere nur einen 


ganz unbedeutenden Verkehr aufzuweiſen haben. Die öſterreichiſchen Neben⸗ Wind 


babnen behaupteten zwar eine ſeſte Tendenz, betheiligten ſich aber nur in 
ſehr unzureichendem Maße am Verkehr. Galizier zeigten fi ewas ſchwächer 
Auch die localen Speculationseffecten blieben ſehr ſtill und erfuhren 
nur ganz unweſentliche Cours veränderungen. Disconto⸗Commandit⸗Anth. 
ließen trotz des ſehr geringen Umſatzes eine ziemlich feſte Tendenz erkennen. 
Lauraactien fanden wenig Beachtung. Es notirten Disconto⸗Comm. ult. 
119—119,75—119,50, Laurahütte ult. 70,60 — 71,25. Ausländiſche Staats: 
Anleihen hatten mit niedrigen Notirungen eröffnet, hoben ſich dann 
aber bei nägem Geſchäft auf die Höhe der geſtrigen Schluß⸗Courſe. 
Ruſſiſche Werthe ſchwach, Sprocentige Staats ⸗ Anleihe per ult. 84%. 
Ruſſiſche Notirungen März 2224 —223 7, per ult. April 2234 —223%, 
Pouch und andere deulſche Staatspapiere unverändert ſtill. Einheimiſche 

rioritäten waren ſehr feft und wurden zu größeren Capitalsanlagen bes 
gehrt, beſonders bevorzugt zeigten ſich ſämmtliche garantirte Deviſen. Aus⸗ 
wärtige Deviſen ſehr ſtill. Auf dem Eiſenbabnactienmarkte ſtagnirte der 
Verkehr faſt ganzlich. Hamburger erhöhten in Folge einer größeren Kaufordre 
die Notiz, Anhalter ließen eiwas nach, auch Potsdamer blieben gedrückt, Rechte⸗ 
Oderufer, Freib. u. Oberſchl. belebt und ſteigend, Rumänen behauptet, Schwei⸗ 
ee Weſibahn höher, Da Südbahn, Nahebahn und Weimar⸗ 

era nicht ganz unbelebt, Märk.⸗Poſ. Stamm⸗Prioritäts⸗Actien recht beliebt. 


Bankactien im Allgemeinen recht feſt. Deutſche Bank war zu ſteigender fr 
. [Notiz lebhaft geſucht, 


ommerſche Hypotheken und Schaaffhauſen anziehend, 
Sähiiihe Bank und Leipziger Credübank erhöhten die Notirungen, Wei⸗ 
mariſche Bank und Meininger Bank zogen in den Courſen etwas an, Bank 
für Rheinland beſſer, Berliner Handelsgeſellſchaft ließ etwas nach. In⸗ 
duſtriepapiere wenig belebt. Große Pferdebahn und Viehhof gingen zu 
böherem Courſe ziemlich lebhaft um. Magdeburger Gas 4 90 den Cours 
um 3% pCt., Löwe ſteigend. Tietzſch Maſchinenbau beſſer. Oberſchleſiſcher 
Eiſenbahnbedarf, Braunſchweiger Kohlen und Berg.⸗Märk. Bergw. ſteigend, 
Harkort und Mechernicher höher, Gelſenkirchen matter. 

Um 2% Uhr: Geſchäfislos. Credit 400, Lombarden 128, Franzoſen 446, 
Reichsbank 155,60, Disconto⸗Comm. 119,50, Laurahütte 72,25, Türken —, 
Italiener 74,00, Oeſtert. Goldrente 63,75, do. Silberrente 57,20, do. Papier: 
rente 53,75, 545 Goldrente —, öproc. Ruſſen 84,50, Köln⸗Mindener 92,10, 
Abeiniſche 106,10, Bergiſche 75,10, Rumänen 24,90. 

Coupons⸗Courſe (nur für Poſten). Amerik. Bonds⸗Cp. 4,17 bez., do. 
Papier⸗Ep. 4,06 bez., Oeſterr. Silb.⸗Rent.⸗Cp. 178 bez., do. Eiſenb.⸗Cp. 178 
bez., do. Papier⸗Rent⸗ Cp. 170,15 bez, N 00 Cp. 222 bez., Ruff. Engl. 
Anl. Cp. 20,44 bez. 7797 Cp. 81,05—80,95 bez., Diverſe engl. 20,19 bis 
20,06 bez., Rum. Ep. 2,75, de 77 2,85 bez. 


Berlin, 8. März. [Prodneten⸗ Bericht.] Es ſtürmt und regnet 


Northeote antwortet Hartington: f 


„Times“ und „Daily News“ meinen, England müſſe in | Mark 


Silogau, 8. März, 


fabrik in Frede ausgefüllt. Eine 


beitig, die Luft iſt dabei recht raub. — Roggen verharrte in matter Haltung; 
eine Hleinigteit 4 die Verkäufer für Termine nachgeben 22 88 Waal 
ift fortdauernd vernachläſſigt. — Roggenmehl matter. — Weizen wurde durch 
etwas forcirtes Ausbieten anfänglich in recht gedrückte Haltung verſetzt, bat 
ſpater jedoch Feſtigkeit erlangt und es iſt ſchließlich gegen eſtern kaum etwas 
verändert. — Hafer loco feſt. Termine ſtill. — Rübol Han. Das Angebot 
blieb im Uebergewicht und machte weitere Preisermäßigung nötbig — Bes 
troleum matter. — Spiritus war etwas mehr beachtet, Preiſe ſtellten ſich 
eine Kleinigkeit hoher. 

Weizen loco 185—225 M. pro 1000 Kilo nach Qualität 
märkiſcher — BR Boden bez., defect gelber galiz. — 


M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, feuchter ruſſ. — M. bes ruſſ. 

1331364 M. bez., feiner ruſſiſcher — M. bez., inlandiſcher 140 dis 

145 M. ab Bahn bez., ver März — M. bez., per Frübjahr 145—1441Z 

M. bez., per Mai⸗Juni 143 M. bez, per Juni⸗Juli 143 M. bez. Gel. — 

Ceniner. Kündigungspreis — Mark. — Gerſte loco 130 bis 200 M. nach 

Qualität gefordert. — Mais per 1000 Kilo loco alter 146 bis 151 M., 

defect. alter — M., nach Qualität bez., rumäniſcher und beſſarabiſcher 
146—149 M. ab Bahn bez. lo M 

1 oſt⸗ und weſtpreußiſcher 120—138 M. bez., ai 

8 is 

Br. i 

Mark. — Erbien: 


ver 
142 


Mai⸗Juni 19,75 bis 80 an bez., per Juni⸗Juli 19,95—90 M. bez., per 
5 


u 
Tree Raps 310—330 M. bez., Rübſen 3 x 325 M. b Rüböl 


bez. 

— Petroleum loco ver 100 Kilo incl. Fat 24,6 M. bez., ver März — M. 

bez., per März: April 24,3 M. bez., per April⸗Mai — M. bez., ver Mais 

uni — M. bez., per September⸗Oetober 26 M. bez. Gekündigt — Centner. 
ndigungspreis — 

Spiritus loco „ohne Faß“ 52 M. bez., ver März 52,1 Mark bez., 
per März⸗April 52,1 M. bez., per April⸗Mal 52,1—52,4—52,3 M. bez., per 
Mai⸗Juni 52,3 — 52,6 M. bez., per Juni⸗Juli 53,3—53,5 M. bez., ver Juli⸗ 
Auguſt 54,3 54,5 M. bez., per Auguſt⸗September 55—55,2—55,1 M. bez. 
Gek. 10,000 Liter. Kündigungspreis 52 M. 


# Breslau, 9. März, 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
Stimmung für Getreide matt, bei mäßigen Zufuhren Preiſe ſchwach preis⸗ 


altend. 
5 Weizen in gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 


S abe Nan be 1 9 80 gelber 17,00 18,00 bis 19,60 Mark, feinite 
orte über Notiz bezahlt. . R 

Roggen in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 12,10 bis 13,30—13,80 
1 ſeuſte Sorte über Notiz bezahlt. 


weiße 15,40 — 16,40 Mark. ; - 1 
d bn Aenderung, pr. 100 Kilogr. neuer 11,10—12,30— 13,00 bis 


Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 12,20—13,20— 14,20 Marl. 
Erbſen ſchwächer angeboten, pr. 100 Kilogr. 14,00 —15,00—17,00 Mark. 


7 


Page 


erſte ſchwach preishaltend, pr. 100 Kilogr. neue 13,30— 14,50 Mark, 


Bohnen ſchwach angeboten, pr. 100 Kilogr. 18,00 19,0 bis 19,50 


axk. . 
Lupinen mehr Kaufluft, pr. 100 Kilogr. gelbe 9,20 — 10,40 — 11,20 
ae ne an 


icken ſchwach gefragt, pr. 100 Kilogr. 10,50—11,80--12,80 Mark. 
Tbymothee unverändert, pr. 50 Kilogr. 17—20—23 Mart. 
Oelſaaten in matter Haltung. 
Schlaglein ohne Aenderung. 5 

Pro 100 Kilogramm 5 7556 in Fa und 11 — x 


Shlag-keinfaat.-.. 26 2 
Sade 8 30 75 29 25 27 25 
Winterrübſen 29 50 28 50 261050 

ommerrübſen 28 — 26 50 2400 
Leindotter 24 23 50 21. 50 


50 g 
Rapskuchen ſehr feſt, pr. 50 Kilogr. 7,40— 7,0 Mark. 
Leinkuchen gut gefragt, pr. 50 Kilogr. 8,70-9,20 Mark. 
Kleeſamen ſchwacher mſatz, rother nur feine Qualitaten preis haltend, 
05 5 70 Prat b ne 1 0 Re zugeführt, pr. 50 Kilogr. 
Bes 2 ark, hochfeiner über Notiz, z. h ö 
Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 28,00- 29,00 
Mark, Roggen fein 21,25—22,25 Mart, Haus baden 19,75-20,75 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 9,60 — 10,50 Mark, Weizenkleie 8,00 —9,00 Mark. 


eu 2,40—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. N 
oggenſtroh 18,00 —20,00 Mark pr. Schock à 600 Kilog 
—.. . BIP SE ˙ ˙ SERIEN RE 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 405 


März 8. 9. Nachm. 2 Uhr. Abends 10 Uhr.] Morgens 6 Uhr. 
Luftwärm ee + 2% + 0%,1 2 107 
Luftdruck bei oo. 321,02 3244.87 2723 
gene . Tor. 1 201 > 13 { 

uſtſättigQung v @ x 
V NW. 4. RB. 2 
Deere ersudrare bedeckt. deiter. beiter. 


Breslau, 9. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 58 Cm. UP. i N 74 Cm. 


Daſſerſtands- Telegramme, at 

„Bien, 8. Min, 1 beer 15 ie Nabe e Oberpegl 
„ — 5 ’ 1 

„20 Meter, am Unterpe em. 9 Uhr.  pafierhand am Pegel 3,12 Meter. 


2 


Die Neſtauration des Goslarer Kaiſerbauſesl iſt, dem (H. A. A.“ 
zufolge, nach außen hin kürzlich vollendet. He zum aalbau binguffübrende 
große Doppel⸗Freitreppe war ſchon im Herbſt fertig, eng, die Verbindung 
wiſchen der eigentlichen Pfalz und der Ülrichskapelle. Jetzt ſind auch die 
ingänge und die Arcaden des Saales verſchloſſen. Vor eriterdh fiebt man 
derbe, dem Styl des Baues entſprechende, theilweiſe in durchbrochener Ar⸗ 
beit ansgeführte Thüren, letztere haben eine Verglaſung in moderner Weile 
22 Di e ade Be na Valle en 

i m. itar ie eiben en ege 5 5 
Tab er Verglaſung haben dieſe Arcaden jetzt wohl 
um erſten Male erhalten, und darum wirkt das Glas auch eiwas be⸗ 
emdend. Mit dieſer Arbeit find die von unſerem Kalſer im vorigen Jahr e 
zur Fortführung der Reſtauration zur Disposition geitellten Mittel erſchöpft, 
und wird die weitere Vollendung des Ausbaues der inneren Räume don 
der durch den Landtag zu bewilligenden Summe abhängen. 


Havanna - Cigarren, 100 


ine, a Mille 60, 75, 902 ſchon von 1 Mark an 
lo e lle 54 Mt. 15 en pfiehlt 3018] 
lan) Gustay Steller 
ten zu 250 Stück, à Mille 60 Mk. \ feite) L 
Manilla⸗Cigarren, à Mille 60 Mt. Ring 16 (Beier acc N 
Havanna: Ausschuß Cigarren (Orig.] Anfertigung von Druckſachen. 
Kiften 500 Stüch, à Mille 39 Mk.] Din junger Kaufmann wünſcht 
Aroma, Geſchmack u. Brand e E einen Stubenes, — (mit und 
550 Stück ſende franco. [3276] | obne 540 25 Näheres Paoltei⸗ 
A. Gonschlor, Weidenſtr. 22.] Straße 40, Slitenhaus 2. Etage. 
Verantwortlichet Nedacteur: Dr. St in. 
Drud von Graf, Bari u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


St. Viſtenlarten 


